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N 2 - 14 2 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
für den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


Artikel 1. 
Das Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 (Geſetz-Samml. S. 175) 
wird, wie folgt, abgeändert: 

§1 Nr. 1a wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
welche, ohne in Preußen einen Wohnſitz ($ 1 Abſ. 2, § 2 Abſ. 3 des 
Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 
1870, Bundes-Geſetzbl. S. 119) zu haben, in einem anderen Bundes 
ſtaat oder in einem deutſchen Schutzgebiete wohnen oder ſich aufhalten; 

Im § 1 Nr. 4 fallen die Worte: 
welche in Preußen einen Sitz haben 

weg. 

§1 Nr. 5 erhält folgende Faſſung: 

5. Vereine, einſchließlich eingetragener Genoſſenſchaften, zum gemeinſamen 
Einkaufe von Lebens- oder hauswirtſchaftlichen Bedürfniſſen im großen 
und Ablaß im kleinen, auch wenn ihr Geſchäftsbetrieb nicht über den 
Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht; git 

Im § 1 am Schluſſe tritt hinzu: 

6. die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung Reichs-Geſetzbl. 1898 S. 846), 

die zu 4, 5 und 6 genannten Vereinigungen, ſofern ſie in Preußen 

ihren Sitz haben. 
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Der Steuerpflicht unterliegen jedoch nicht diejenigen Geſellſchaften mit be— 
ſchränkter Haftung, l 

1. deren Geſellſchafter ausschließlich öffentliche Korporationen in Preußen find, 

2. deren Einkäufe ſatzungsgemäß ausſchließlich zu gemeinnützigen, wiſſen— 


ſchaftlichen oder künſtleriſchen Zwecken zu verwenden ſind. 


§ 2 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Die Beſtimmung zu b findet auch auf die im § 1 Nr. 4 bis 6 
bezeichneten, nichtphyſiſchen Perſonen Anwendung. 


Im § 6 Nr. 3 werden hinter das Wort „Gemeinenſtandes“ die Worte: 


und derjenigen Offiziere, die das im Etat für Unteroffiziere oder Ge- 
meine ausgeworfene Dienſteinkommen beziehen, 


eingeſchaltet. 
An Stelle von § 6 Nr. 5 treten folgende Vorſchriften: 


5. 


die auf Grund geſetzlicher Vorſchrift den Kriegs- oder Friedensinvaliden 
gewährten Penſionserhöhungen und Verſtümmelungszulagen, die durch 
Reichsgeſetz der Beſteuerung entzogenen Gebührniſſe ſowie die mit 
Kriegsdekorationen verbundenen Ehrenfolde; 


. die aus einer Krankenverſicherung dem Verſicherten zuſtehenden Leiftungen; 
„die Zinſen der bei landſchaftlichen und anderen öffentlichen Kreditinſtituten 


angeſammelten Amortiſationsfonds von amortiſierbaren Schulden, ſoweit 
die Erhebung dieſer Fonds noch unzuläſſig iſt. 


Die §§ 9, 10 und 11 erhalten folgende Faſſung: 


$ 9 


I. Von dem Rohertrage der im $7 bezeichneten Einkommensquellen find 
die Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Ertrags 
(Werbungskoſten) in Abzug zu bringen. 


Als Werbungskoſten gelten auch: 


. 
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die von den Grundbeſitzern zu entrichtenden Deichlaften und Beiträge 
zu öffentlichen Be- und Entwäſſerungsverbänden ſowie zur Unter⸗ 
haltung von ſolchen Waſſerläufen, für welche beſondere Geſetze zur 
Verhütung von Hochwaſſergefahren erlaſſen worden find; 


ſolche indirekten Abgaben, welche zu den Geſchäftsunkoſten zu rechnen find; 
die von dem Grundeigentume, dem Gewerbebetrieb und dem Bergbaue 


zu entrichtenden direkten Kommunalſteuern bis zur Höhe der ſtaatlich 
deranlagten Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer. Bis zu der gleichen 
Höhe werden in den Gutsbezirken als Werbungskoſten die realen Kom⸗ 
munalſteuern und die neben ihnen beſtehenden Gutslaſten angeſehen; 
die letzteren gelangen dabei mit 50 Prozent der ſtaatlich veranlagten 
Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer in Anſatz, 
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die regelmäßigen jährlichen Abſetzungen für Abnutzung der Gebäude, 


Maſchinen ſowie des ſonſtigen toten Inventars, ſofern die Koſten der 
Beſchaffung nicht unter den Betriebsausgaben verrechnet find; 


. die Beiträge zu den Berufskammern. 


Von dem Geſamteinkommen ſind in Abzug zu bringen: 
die von dem Steuerpflichtigen zu zahlenden Schuldenzinfen; 
„Renten und dauernde Laſten, die auf Privatrechtstiteln oder auf Kirchen— 


patronatsverpflichtungen beruhen, 


. die von dem Steuerpflichtigen geſetz- oder vertragsmäßig zu entrichtenden 


Beiträge zu Kranken-, Unfall-, Alters- und Invalidenverſicherungs⸗, 
Witwen-, Waiſen- und Penſionskaſſen, foweit fie zuſammen den Betrag 
von 600 Mark jährlich nicht überſteigen;; 


„Verſicherungsprämien, welche für Verſicherung des Steuerpflichtigen 


oder eines nicht ſelbſtändig zu veranlagenden Haushaltungsangehörigen 
auf den Todes- oder Lebensfall gezahlt werden, ſoweit fie den Betrag 
von 600 Mark jährlich nicht überſteigen; 


die auf Grund rechtlicher Verpflichtung vom Steuerpflichtigen zur 


allmählichen Tilgung eines auf ſeinem Grundbeſitze haftenden Schuld— 
kapitals zu entrichtenden Beiträge, inſoweit dieſelben 1 Prozent des 
Kapitals und den Betrag von 600 Mark jährlich nicht überſteigen. 

Soweit die unter Ziffer 1, 2 und 5 aufgeführten Verbindlichkeiten 
wirtſchaftlich in Beziehung zu Einnahmequellen ſtehen, welche bei der 
Veranlagung außer Betracht zu laſſen find ($ 6 Nr. 1, 2), findet die 
Abrechnung nicht ſtatt. Erſtreckt ſich die Beſteuerung nur auf das im 
$ 2 bezeichnete Einkommen, fo iſt der Abzug der Beiträge und Prämien 
unter Ziffer 3 und 4 überhaupt nicht, der Abzug der Zinſen, Renten, 
Laſten und Tilgungsbeträge (Ziffer 1, 2 und 5) nur inſoweit ſtatthaft, 
als ſie zu den inländiſchen Quellen wirtſchaftlich in Beziehung ſtehen. 
Eine wirtſchaftliche Beziehung zwiſchen einer Schuld und dem Grund—⸗ 
beſitz iſt insbeſondere anzunehmen, wenn die Schuld für den Erwerb 
oder zum Zwecke der Verbeſſerung oder Bebauung des Grundſtücks 
aufgenommen iſt. Die Eintragung im Grundbuch iſt nicht entſcheidend. 


III. Nicht abzugsfähig ſind insbeſondere: 


1. 


2. 


Verwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung des Vermögens, 
zu Geſchäftserweiterungen, Kapitalanlagen oder Kapitalabtragungen, 
ſoweit nicht unter I und II Ausnahmen zugelaſſen find; 

die zur Beſtreitung des Haushalts der Steuerpflichtigen und zum 
Unterhalt ihrer Angehörigen gemachten Ausgaben, insbeſondere alle 
Aufwendungen zur Befriedigung perſönlicher Bedürfniſſe, wie die für 
Wohnung, Nahrung, Kleidung, Bedienung, Pflege, Erziehung, ein: 

48* 


. 


ſchließlich des Geldwerts der zu dieſen Zwecken verbrauchten Erzeugniſſe 
und Waren des eigenen landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betriebs. 
Aufwendungen zur Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltungspflicht 
gegen Angehörige ſind auch dann nicht abzugsfähig, wenn ſie dieſen 
durch Privatrechtstitel zugeſichert ſind. 


§ 10. 

1. Maßgebend für die Veranlagung der phyſiſchen Perſonen iſt der Beſtand 
der einzelnen Einkommensquellen bei Beginn des Steuerjahrs, für welches die 
Veranlagung erfolgt, wenn aber die Veranlagung von einem ſpäteren Zeitpunkt 
ab ſtattfindet, der Beſtand der Quellen in dieſem Zeitpunkte. 

Anderungen, welche in dem bei der Veranlagung vorausgeſetzten Beſtande 
bis zum Beginne des Steuerjahrs eintreten, können im Rechtsmittelwege geltend 
gemacht werden. 


2. Soweit nicht unter Ziffer 3 und 4 etwas anderes beſtimmt iſt, erfolgt 
die Veranlagung der phyſiſchen Perſonen nach dem Ergebniſſe des dem Steuer⸗ 
jahr unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahrs, und, inſoweit für eine Ein— 
kommensquelle ein Jahresergebnis nicht vorliegt, nach dem mutmaßlichen 
Jahresertrage. 


3. Der Geſchäftsgewinn aus Handel, Gewerbe und Bergbau wird bei 
phyſiſchen Perſonen, welche Handelsbücher nach Vorſchrift der §§ 38 ff. des 
Handelsgeſetzbuchs führen, nach dem Durchſchnitte der drei dem Steuerjahr un- 
mittelbar vorangegangenen Wirtſchafts-(Betriebs-) Jahre, wenn aber der Betrieb 
noch nicht ſo lange oder nicht ohne weſentliche Anderung ſo lange beſteht oder 
die Bücher nicht jo lange geführt werden, nach dem Durchſchnitte der kürzeren 
Zeit, für welche Jahresabſchlüſſe vorliegen, und wenn ein Jahresabſchluß über— 
haupt noch nicht vorliegt, nach dem mutmaßlichen Jahresertrage veranſchlagt 

Maßgebend iſt für jeden Steuerpflichtigen das von ihm angenommene 
Wirtſchafts-⸗(Betriebs-) Jahr. x 

Als der Veranlagung unmittelbar vorangegangen gilt das letzte Betriebs- 
jahr, deſſen Ergebniſſe zur Zeit der Veranlagung (Steuererklärung) feſtgeſtellt 
werden können. 

Bei der Durchſchnittsberechnung iſt der etwaige Verluſt eines Jahres von 
dem Gewinne der anderen Jahre in Abzug zu bringen. 

4. Die Vorſchriften der Ziffer 3 finden ſinngemäß Anwendung auf die 
Veranſchlagung des Ertrags aus Land- und Forſtwirtſchaft auf eigenem oder 
gepachtetem Grundbeſitze, wenn über den Betrieb geordnete, den Reinertrag 
ziffermäßig nachweiſende Bücher geführt werden. S 

5. Über die Frage, ob ausreichende Buchführung im Sinne der Ziffern 3 
und 4 vorliegt, entſcheidet die Berufungskommiſſion endgültig. Auf Verlangen 
des Beteiligten iſt vorher ein Sachverſtändiger zu hören. 
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6. Die Veranlagung der nichtphyſiſchen Perſonen (§ 1 Nr. 4, 5, 6, 
$$ 16, 16% erfolgt nach dem durchſchnittlichen Ergebniſſe der drei der Ver— 
anlagung unmittelbar vorangegangenen Geſchäftsjahre (Nr. 3) und, wenn das 
Unternehmen noch nicht ſo lange beſteht, nach dem Durchſchnitte der kürzeren 
Zeit, für welche Geſchäftsabſchlüſſe vorliegen. Die Steuerpflicht der nichtphyſiſchen 
Perſonen tritt erſt ein, wenn ein das Vorhandenſein von Überſchüſſen ergebender 
Abſchluß vorliegt; die Veranlagung geſchieht alsdann von dem Beginne des 
Monats ab, der auf den Zeitraum folgt, für welchen dieſer Abſchluß gemacht iſt. 


§ 11. 
Dem Einkommen eines nach § 1 Nr. 1 bis 3 Steuerpflichtigen wird das 
in Preußen ſteuerpflichtige Einkommen ſeiner Ehefrau hinzugerechnet. 
Selbſtändig werden Ehefrauen nur veranlagt, wenn ſie dauernd von dem 
Ehemanne getrennt leben oder ihre Steuerpflicht nur nach § 2 begründet iſt. 


§ 125 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Zinſen, Gewinnanteile und Ausbeuten von Aktiengeſellſchaften, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, ſtillen Geſellſchaften ($ 335 
des Handelsgeſetzbuchs) und Gewerkſchaften und die Gewinnanteile der 
Kommanditiſten bei den Kommanditgeſellſchaften auf Aktien; 


§ 13 Abſ. 4 erhält folgenden Zuſatz: 

Bei Waldſtücken, die nicht nach einem forſtmäßigen Plane bewirtſchaftet 
werden, ſind die Ergebniſſe von Abtrieben nicht anzurechnen, wenn und ſoweit 
dieſelben ſich in einem Jahre auf mehr als den zehnten Teil des Wertes des 
vorhandenen Holzes erſtrecken. 


§ 14 wird durch nachſtehende Beſtimmung erſetzt: 


§ 14. 


Als Einkommen aus Handel, Gewerbe und Bergbau gilt der Geſchäfts— 
gewinn. Bei Steuerpflichtigen, welche Handelsbücher nach Vorſchrift der 55 38 ff. 
des Handelsgeſetzbuchs führen, iſt der Gewinn unter Beachtung der Vorſchriften 
im Ks und 9 nach den Grundſätzen zu berechnen, wie ſolche für die Inventur 
und Bilanz durch das Handelsgeſetzbuch vorgeſchrieben ſind und ſonſt dem Ge— 
brauch eines ordentlichen Kaufmanns entſprechen. Insbeſondere gilt dies einer⸗ 
ſeits von dem Zuwachſe des Anlagekapitals und anderſeits von den regelmäßigen 
jährlichen Abſchreibungen, welche einer angemeſſenen Berückſichtigung der Wert— 
verminderung entſprechen. | 
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Im übrigen gilt für die Berechnung und Schätzung des Einkommens aus 
Gewerbe und Handel folgendes: 


1. Die Zinſen des im Handels- oder Gewerbebetrieb angelegten eigenen 
Kapitals des Steuerpflichtigen find als Teile des Geſchäftsgewinns zu 
betrachten. 

2. Der von einer nicht nach § 1 Nr. 4 bis 6 ſteuerpflichtigen Erwerbs- 
geſellſchaft erzielte Geſchäftsgewinn iſt den einzelnen Teilhabern nach 
Maßgabe ihres Anteils anzurechnen. 

3. Als Einkommen aus Handel und Gewerbe gelten auch die Tantiemen 
der perſönlich haftenden Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien und die Gewinnanteile dieſer Geſellſchafter für ihre nicht auf 
das Grundkapital gemachten Einlagen. 

4. Der Gewinn aus den zu Spekulationszwecken abgeſchloſſenen Geſchäften, 
abzüglich etwaiger Verluſte bei derartigen Geſchäften, und aus der 
Beteiligung an derartigen Geſchäften iſt auch bei ſolchen Steuer— 
pflichtigen, welche nicht zu den Handel- und Gewerbetreibenden gehören, 
nach den für das Einkommen aus Handel und Gewerbe maßgebenden 
Grundſätzen zu berechnen. 


Hinter § 16 Abſ. 1 tritt folgender Abſ. 2: 


Bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien gilt derjenige Teil der Überſchüſſe, 
welcher an perſönlich haftende Gefellfchafter für ihre nicht auf das Grundkapital 
gemachten Einlagen oder als Tantieme verteilt wird, nicht als Einkommen der 
Geſellſchaft. 


Im § 16 am Schluſſe tritt hinzu: 


Als Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer im Sinne des § 33 Nr. 3 
Schlußſatz des Kommunalabgabengeſetzes gilt nur die Veranlagung zu einem 
Staatseinkommenſteuerſatze. 


Hinter $ 16 wird eingeſchaltet: 
$ 16a. 


Als ſteuerpflichtiges Einkommen der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
($ 1 Nr. 6) gilt der erzielte, unter ſinngemäßer Anwendung des § 14 zu be 
rechnende Geſchäftsgewinn. 


Im § 17 werden hinter das Wort „beträgt“ die Worte 
ſoweit nicht H 17a Anwendung findet 
eingeſchaltet. 


H 
Hinter $ 17 wird eingefchaltet: 


$ 17a. 


Für die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ($ 1 Nr. 6) beträgt die 
Steuer bei einem Einkommen 


von mehr als: bis einſchließlich: 

Mark Mark Mark 

900 1050 7 

1050 1200 10 

1200 1350 14 

1350 1500 18 

1500 1 650 24 

1 650 1 800 30 

1800 2 100 36 

2100 2400 42 

2400 2 700 48 

2 700 3 000 56 

3 000 3 300 66 

3 300 3 600 76 

3 600 3900 86 

3 900 4 200 96 

4 200 4 500 112 

4 500 5 000 132 

5 000 5 500 148 

5 500 6 000 164 

6 000 6 500 180 

6 500 7 000 200 

7 000 7500 220 

7500 8 000 240 

8 000 8500 260 

8 500 9 000 280 

9 000 9 500 300 

9 500 10 500 340. 

Sie ſteigt bei höherem Einkommen 

von mehr als: bis einſchließlich: in Stufen von um je 
Mark Mark Mark Mark 
10 500 46 500 1000 40 
46 500 48 000 1500 60 
48 000 100 000 2 000 100. 


Bei Einkommen von mehr als 100000 Mark bis einſchließlich 104000 Mark 
beträgt die Steuer 4600 Mark und ſteigt bei höheren Einkommen in Stufen von 
je 4000 Mark um je 180 Mark. 
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$ 18 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 


$ 18. 

Gewährt ein Steuerpflichtiger, deſſen Einkommen den Betrag von 3000 Mark 
nicht überſteigt, Kindern oder anderen Familienangehörigen auf Grund geſetzlicher 
Verpflichtung ($$ 1601 bis 1615 B. G. B.) Unterhalt, ſo wird ihm von dem 
fteuerpflichtigen Einkommen für jedes derartige Familienmitglied der Betrag von 
50 Mark in Abzug gebracht mit der Maßgabe, daß in jedem Falle eine 
Ermäßigung ſtattfindet um eine der im $ 17 vorgeſchriebenen Steuerſtufen bei 
dem Vorhandenſein von 3 oder 4, um zwei Stufen bei dem Vorhandenſein von 
5 oder mehr derartigen Familienmitgliedern. 

Bei Einkommen von mehr als 3000 Mark, aber nicht mehr als 6500 Mark, 
wird der im § 17 vorgeſchriebene Steuerſatz ermäßigt 

um eine Stufe, wenn der Steuerpflichtige 3 oder 4, 

um zwei Stufen, wenn der Steuerpflichtige 5 oder mehr 
Kindern oder anderen Familienangehörigen auf Grund geſetzlicher Verpflichtung 
Unterhalt gewährt. 

Bei der Feſtſtellung der für die Ermäßigung maßgebenden Perſonenzahl 
(Abſ. 1 und 2) werden nicht mitgerechnet die Ehefrau des Steuerpflichtigen und 
diejenigen Kinder und Angehörigen, welche das vierzehnte Lebensjahr überſchritten 
haben und entweder im landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betriebe des Steuer— 
pflichtigen dauernd tätig ſind oder ein eigenes Einkommen von mehr als der 
Hälfte des ortsüblichen Tagelohns nach ihrer Altersklaſſe und nach ihrem 
Geſchlechte haben. 

Iſt nach Abſ. 1 Ermäßigung unter den Steuerſatz von 6 Mark begründet, 
ſo tritt Befreiung von der Staatsſteuer ein. 

Im 8 20 Abſ. 4 werden die Worte „§ 1 Nr. 4 und 5“ durch 

§1 Nr. 4 bis 6 
erſetzt. 


Im $ 22 Abſ. 1 werden hinter die Worte „Namen, Berufs- oder Erwerbs— 
art“ die Worte: 

Geburtsort, Geburtstag und Religionsbekenntnis 
eingeſchaltet. 

Dem $ 22 treten folgende Abſätze hinzu: 

Wer für die Zwecke ſeiner Haushaltung oder bei Ausübung ſeines Berufs 
oder Gewerbes andere Perſonen dauernd gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigt, iſt 
verpflichtet, über dies Einkommen, ſofern es den Betrag von jährlich 3000 Mark 
nicht überſteigt, der im Abſ. 1 genannten Behörde auf deren Verlangen binnen 
einer Friſt von mindeſtens zwei Wochen Auskunft zu erteilen. 

Dieſe Pflicht liegt auch den geſetzlichen Vertretern nichtphyſiſcher Perſonen ob. 

Im § 24 Abſ. 1 werden die Worte „vierzehn Tage“ erſetzt durch 

zwei Wochen. 
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§ 24 Abſ. 2 erhält als Eingang die Worte: 

Die im § 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten nichtphyſiſchen Perſonen find außer— 
dem verpflichtet 

§ 24 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 

In gleicher Weiſe haben diejenigen Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
welche zur Veröffentlichung ihrer Bilanz verpflichtet ſind, die Bilanz einzureichen. 

§ 25 erhält die nachſtehende Faſſung: 

Andere Steuerpflichtige ſind zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet, 
ſobald der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion an ſie eine beſondere Auf— 
forderung hierzu mit einer mindeſtens zweiwöchigen, vom Tage der Zuſtellung 
ab laufenden Friſt erläßt. Falls dies nicht geſchieht, ſind ſie auf ihr Verlangen 
zur Abgabe einer Steuererklärung innerhalb der im § 24 beſtimmten Friſt zuzulaſſen. 

Im F 26 wird zwiſchen Ziffer 2 und 3 eine weitere Ziffer eingeſchaltet: 

2a. Das Einkommen, welches auf Gewinnanteile von Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung entfällt, iſt beſonders anzugeben. 


Die §§ 29 und 30 werden durch nachſtehende Vorſchriften erſetzt: 


§ 29. 

Die Steuererklärungen ſind für Perſonen, welche unter elterlicher Gewalt, 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft ſtehen, ſowie für die im § 1 Nr. 4 bis 6 
bezeichneten Steuerpflichtigen von deren Vertretern abzugeben. 

Inſoweit der geſetzliche Vertreter eines Steuerpflichtigen durch rechtswirkſame 
Verfügung von der Verwaltung des Vermögens ausgeſchloſſen iſt, iſt der zu der 
Verwaltung Berufene hinſichtlich des Einkommens aus dem von ihm verwalteten 
Vermögen zur Abgabe der Steuererklärung zuzulaſſen. 

Für Perſonen, welche durch Abweſenheit oder andere Umſtände verhindert 
ſind, die Steuererklärung ſelbſt abzugeben, kann die Steuererklärung durch Bevoll— 
mächtigte abgegeben werden. 

Die Erfüllung der Steuererklärungspflicht ſeitens eines von mehreren 
Vertretern befreit die übrigen Verpflichteten von ihrer Verbindlichkeit. 


§ 30. 

Wer die ihm obliegende Steuererklärung nicht innerhalb der vorgeſchriebenen 
Friſt abgibt, hat neben der im Veranlagungs- und Rechtsmittelverfahren endgültig 
feſtgeſtellten Steuer einen Zuſchlag von 5 Prozent zu derſelben zu zahlen. 

Wer die Steuererklärung nicht längſtens innerhalb zwei Wochen nach einer 
nochmaligen, an ihn zu richtenden, beſonderen Aufforderung abgibt, hat einen 
ferneren Steuerzuſchlag von 25 Prozent zu entrichten. 

Die Feſtſetzung des Zuſchlags (Abſ. 1 und 2) ſteht der Regierung zu, 
gegen deren Entſcheidung innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an den Finanz— 

Geſetz Samml. 1906. (Nr. 10728 10729.) 49 


— 250 — 


miniſter zuläſſig iſt. Die Feſtſetzung unterbleibt, wenn Umſtände dargetan werden, 
welche die Verſäumnis entſchuldbar machen. 

Wird die Steuer im Laufe des Jahres auf Grund der §§ 58 oder 59 
ermäßigt oder in Abgang geſtellt, ſo tritt auch eine entſprechende Ermäßigung 
oder Abſetzung des Zuſchlags ein. 


An Stelle des § 38 treten die nachſtehenden Beſtimmungen: 
9 


$ 38. 

Beſtehen gegen die Angaben einer Steuererklärung Bedenken, ſo hat der 
Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion dieſelben dem Steuerpflichtigen mitzuteilen 
mit der Aufforderung, binnen einer auf mindeſtens zwei Wochen zu beftimmen- 
den Friſt ſich darüber zu erklären oder beſtimmte Fragen über noch aufzuklärende, 
für die Veranlagung erhebliche Punkte zu beantworten und Beweismittel für, 
ſeine Angaben beizubringen. 

Die von dem Steuerpflichtigen angebotenen, an ſich zuläſſigen Beweiſe 
müſſen erhoben werden, inſoweit die unter Beweis geſtellten Tatſachen für die 
Veranlagung erheblich ſind und nicht ohnehin als richtig angenommen werden. 


§ 38a. 


Der Veranlagungskommiſſion ſind die vom Vorſitzenden eingezogenen Nach- 
richten, die eingegangenen Steuererklärungen, die darüber geführten Verhand— 
lungen und alle Unterlagen für die Veranlagung zur Prüfung vorzulegen. 

Sie hat das Recht, von den nach § 35 Abf. 4, 5, 6 und § 38 Abſ. 1 
dem Vorſitzenden zuſtehenden Hilfsmitteln auch ihrerſeits Gebrauch zu machen. 

Die Veranlagungskommiſſion kann außerdem die uneidliche Vernehmung 
von Zeugen oder Sachverſtändigen veranlaſſen. Die zu Vernehmenden dürfen 
die Auskunftserteilung nur unter den Vorausſetzungen ablehnen, welche nach der 
Zivilprozeßordnung 155 383 bis 385, 407, 408) zur Ablehnung eines Zeugniſſes 
oder Gutachtens berechtigen. 

Auf Beſchluß der Veranlagungskommiſſion iſt der Steuerpflichtige ver— 
bunden, ſeine Wirtſchafts- oder Geſchäftsbücher, Verträge, Schuldverſchreibungen, 
Zinsquittungen oder andere in ſeinem Beſitze befindliche Schriftſtücke, welche zur 
Feſtſtellung der für die Veranlagung weſentlichen Tatſachen dienen können, zur 
Einſicht und Prüfung vorzulegen. Die Einſicht und Prüfung der Geſchäfts— 
bücher erfolgt in der Regel durch ein von der Kommiſſion zu entſendendes Mit— 
glied und auf Antrag des Steuerpflichtigen unter Zuziehung eines von ihm vor— 
zuſchlagenden Beiſtandes. 

Inſoweit für die ziffermäßige Berechnung des Einkommens eines Steuer— 
pflichtigen ausreichende Unterlagen nicht vorliegen, haben die Kommiſſionen die 
Höhe des Einkommens unter Würdigung aller Umſtände nach freier Überzeugung 


zu ſchätzen. 


. 


$ 38 b. 

Auf Grund des Ergebniſſes der ſtattgehabten Verhandlungen ſetzt die Ver— 
anlagungskommiſſion den zutreffenden Steuerſatz feſt. 

Hierbei darf ſie von den tatſächlichen Angaben einer Steuererklärung nur 
inſoweit abweichen, als die dagegen obwaltenden Bedenken dem Steuerpflichtigen 
vorher mitgeteilt find und entweder der Steuerpflichtige der gemäß § 38 Abſ. 1, 
§ 38a Abſ. 4 an ihn gerichteten Aufforderung nicht nachgekommen iſt oder nach 
dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Kommiſſion die Bedenken weder durch die von 
ihm darauf abgegebenen Erklärungen noch durch die ſonſtigen Erhebungen 
beſeitigt ſind. 

Im $ 39 werden die Worte „Rechtsmittel der Berufung“ durch die Worte 
„zuläſſige Rechtsmittel“ erſetzt. 


Im $ 39 am Schluſſe tritt hinzu: 

Die Ausfertigung der Zuſchriften für die mit Einkommen von nicht mehr 
als 3000 Mark veranlagten Steuerpflichtigen kann mit den Steuerzetteln ver— 
bunden und nebſt der Zuſtellung dem Gemeinde-(Guts-) Vorſtand übertragen 
werden. 

Die dazu erforderlichen Formulare werden den Gemeinden und Gutsbezirken 
vom Staate geliefert. 


Die §§ 40, 43 und 44 werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


5. Rechtsmittel. 
a. Allgemeine Beſtimmungen. 
$ 40. 

L Gegen das Ergebnis der Veranlagung ſtehen ſowohl dem Steuer— 
pflichtigen als auch dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion als Rechts— 
mittel zu: 

1. wenn die Veranlagung zu einem Einkommen von nicht mehr als 

3000 Mark erfolgt iſt, der Einſpruch an die Veranlagungskommiſſion 
und gegen die auf dieſen Einſpruch ergehende Entſcheidung der Ver— 
anlagungskommiſſion die Berufung an die Berufungskommiſſion. Der 
Vorſitzende hat das Rechtsmittel des Einſpruchs und der Berufung 
auch in dem Falle des § 36 Abſ. 1; 

2. wenn die Veranlagung zu einem Einkommen von mehr als 3 000 Mark 

erfolgt iſt, die Berufung an die Berufungskommiſſion. 

II. St durch die Entſcheidung der Berufungskommiſſion in dem Falle I 
Nr. 1 das ſteuerpflichtige Einkommen auf mehr als 3 000 Mark feſtgeſetzt, jo 
ſteht dagegen dem Steuerpflichtigen das Rechtsmittel der Beſchwerde an das 


Oberverwaltungsgericht zu. 
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III. Gegen die Entſcheidung der Berufungskommiſſion in dem Falle I 
Nr. 2 ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen als auch dem Vorſitzenden der Be— 
rufungskommiſſion das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht zu. 
§ 40a. 
Jedes Rechtsmittel iſt binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen an⸗ 


zubringen, welche für die Kommiſſionsvorſitzenden von dem Tage des angefochtenen 
Beſchluſſes, für die Steuerpflichtigen von der Zuſtellung der Benachrichtigung 
($ 39) beziehungsweiſe von der Zuſtellung der Rechtsmittelentſcheidung ab läuft. 
Der Einſpruch und ebenſo die Berufung des Steuerpflichtigen find bei dem Vor⸗ 
figenden der Veranlagungskommiſſion, die Berufung des Vorſitzenden der Ver: 
anlagungskommiſſion und die Beſchwerde des Steuerpflichtigen bei dem Vorſitzen⸗ 
den der Berufungskommiſſion, die Beſchwerde des Vorſitzenden der Berufungs⸗ 
kommiſſion bei dem Oberverwaltungsgericht einzureichen. 

Die unrichtige Bezeichnung eines Rechtsmittels und die Anbringung des⸗ 
ſelben bei einer nach Abſ. 1 hinſichtlich des Rechtsmittels nicht zuſtändigen Be⸗ 
hörde ſind für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsmittels belanglos. Rechts⸗ 
mittel, die bei einer nicht zuſtändigen Behörde angebracht werden, ſind der zur 
Entſcheidung zuſtändigen Stelle zu übermitteln. 


b. Einſpruch. 


$ 40 b. 


Aber die Einſprüche entſcheidet die Veranlagungskommiſſion. 

Bei Einlegung des Einſpruchs ſind die zu ſeiner Begründung dienlichen 
Tatſachen und Beweismittel anzuführen. 

Auf Antrag ſind dem Steuerpflichtigen die der Veranlagung zu Grunde 
liegenden Annahmen mitzuteilen. 

Dieſe Mitteilung kann auch von Amts wegen erfolgen, wenn der Inhalt 
der Einſpruchsſchrift dazu Anlaß gibt. 

Behufs Prüfung des Einſpruchs können die Veranlagungskommiſſion und 
deren Vorſitzender eine genaue Feſtſtellung der Vermögens- und Einkommens⸗ 
verhältniſſe des Steuerpflichtigen unter Anwendung der im § 38a genannten 
Hilfsmittel veranlaſſen. k 


e. Berufung. 
(Die 55 41 und 42 behalten die bisherige Faſſung.) 


$ 43. 
Die Seren ic entſcheidet über alle gegen das Verfahren und 
die Entſcheidungen der Veranlagungskommiſſion angebrachten Beſchwerden und 
Berufungen, ſoweit nicht im § 40 I Nr. 1 etwas anderes beſtimmt iſt. 


ie 


Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion veranlaßt diejenigen Beweis⸗ 
erhebungen, zu welchen das Berufungsvorbringen Anlaß gibt. 

Die Vorſchriften im § 40 b Abſ. 2 bis 5 finden auf das Berufungs- 
verfahren entſprechende Anwendung. 

Die Berufungskommiſſion und deren Vorſitzender können ferner die Beeidi— 
gung des Zeugniſſes oder Gutachtens der vernommenen Zeugen beziehungsweiſe 
Sachverſtändigen vor dem zuſtändigen Amtsgericht erfordern. 

Die Vorſchrift im § 38 Abſ. 2 findet auch im Rechtsmittelverfahren An— 
wendung. Ergibt ſich, daß die im § 38 Abſ. 1 vorgeſchriebene Mitteilung 
unterblieben war, ſo iſt dies nachzuholen. 

Die Berufungskommiſſion hat die Perſonenſtands- und Einkommensnach— 
weiſungen ſorgfältig zu prüfen; die von ihr gezogenen Erinnerungen ſind bei der 
Veranlagung für das nächſte Steuerjahr zu beachten. N 


d. Beſchwerde. 


$ 44. 

Die Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht ($ 40 II. III) kann nur 

darauf geſtützt werden, 

1. daß die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf 
der unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechtes, insbeſondere auch 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Ver⸗ 
ordnungen beruhe; 

2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 

In der Beſchwerde iſt anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung 

oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes oder worin die behaupteten 
Mängel des Verfahrens gefunden werden. 


$ 53 erhält folgenden Zuſatz: 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung auf die Zus 
ſtellung der Steuerzettel in den Fällen des § 39 Abſ. 2 durch die Gemeinde— 
(Guts⸗) Vorſtände. 

Im $ 57 werden die Worte „Tritt die Vermehrung infolge eines Erb— 
anfalls ein, ſo ſind die Erben“ erſetzt durch: 

Tritt die Vermehrung infolge Erb- oder Fideikommißanfalls, Ver⸗ 
mächtniſſes, Überlaſſungsvertrags zwiſchen Eltern und Kindern, Ver⸗ 
heiratung oder Schenkung ein, jo find die Erwerber... ... 


Im $ 57 fallen die Worte: 
der Erbſchaft 
weg. 


HT 


Im 5 58 werden die Worte „um mehr als den vierten Teil“ durch 
um mehr als den fünften Teil 
erſetzt. 
Das Zitat: ($ 57) fällt weg. 
§ 60 Ab. 2 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 


Der Antrag iſt nur zuläſſig bis zu dem Ablaufe des dritten Monats nad 


dem Schluſſe desjenigen Steuerjahrs, in welchem die Einkommensminderung ein— 
getreten iſt. 

In den Fällen der §§ 57 und 59 beſtimmt an Stelle der Veranlagungs— 
kommiſſion der Vorſitzende den zu entrichtenden Steuerſatz und den Zeitpunkt der 
Zu- oder Abgangsſtellung. Im übrigen finden wegen des Verfahrens bei der 
Veranlagung im Zugangswege ſowie wegen der Rechtsmittel die Vorſchriften der 
F 20 bis 49 Anwendung. 


$ 60 Abſ. 4 und 5 fallen weg. 
Im § 61 Abſ. 1 werden die Worte „vierzehn Tage“ erſetzt durch 
zwei Wochen. 
$ 63 erhält nachſtehenden Zuſatz: 
Außer dem Veranlagten haftet ſeine Ehefrau, deren Einkommen ihm 


gemäß § 11 zugerechnet worden iſt, für den auf dasſelbe nach Verhältnis zum 
seranlagten Geſamteinkommen entfallenden Teil der veranlagten Einkommenſteuer. 


Hinter § 65 wird eingeſchaltet: 
§ 65a. 


1. Von Steuerpflichtigen ($ 1), welche Geſellſchafter einer in Preußen 
ſteuerpflichtigen Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ($ 1 Nr. 6) ſind, wird 
derjenige Teil der auf ſie veranlagten Einkommenſteuer nicht erhoben „welcher auf 
Gewinnanteile von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung entfällt. 

Iſt der Geſellſchafter eine der im § 1 Nr. 4 und 5 genannten nicht— 
ohyſiſchen Perſonen, jo gilt als der Berechnung des nicht zu erhebenden Betrags 
zu Grunde zu legendes Geſamteinkommen das nach § 16 ermittelte Einkommen, 
jedoch ohne den Abzug von 3½ Prozent des Kapitals. 

Die ſich nach Nr. 1 Abſ. 1 und 2 ergebenden, nicht auf volle Mark 
lautenden Steuerbeträge werden bis zum Betrage von weniger als 50 Pfennig 
nach unten, beim Betrage von 50 Pfennig und mehr nach oben auf den nächſten 
vollen Markbetrag abgerundet. 

2. Iſt der von der Geſellſchaft im letztvergangenen Geſchäftsjahr erzielte 
Geſchäftsgewinn nur zu einem Teile in Preußen ſteuerpflichtig, ſo wird bei Be— 
rechnung des nicht zu erhebenden Betrags (Nr. 1) nur ein entſprechender Teil 
des auf den Geſellſchafter verteilten Gewinns berückſichtigt. 


= 20 — 


3. Die Vorschriften in Nr. 1 und 2 finden nur Anwendung, wenn 
a) die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in dem letztvergangenen 
Steuerjahre zur Einkommenſteuer in Preußen herangezogen worden iſt, 
b) der Steuerpflichtige eine Steuererklärung abgegeben und in dieſer den 
von ihm empfangenen Geſchäftsgewinn beſonders bezeichnet hat, 
e) der Abzug des Einkommens des Steuerpflichtigen aus einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung von ſeinem ſteuerpflichtigen Geſamteinkommen 
eine Veränderung der Steuerſtufe zur Folge haben würde. 
Von dem Vorhandenſein der Vorausſetzung zu a wird bei der Veranlagung 
für 1907 abgeſehen. v 

4. Den außer Hebung zu ſetzenden Betrag beſtimmt der Vorſitzende der 
Veranlagungskommiſſion, gegen deſſen Entſcheidung dem Steuerpflichtigen die 
innerhalb vier Wochen bei dem Vorſitzenden einzulegende Beſchwerde an die - 
Regierung offen ſteht. Gegen die Entſcheidung der Regierung iſt innerhalb vier 
Wochen die Beſchwerde an den Finanzminiſter zuläſſig. 

$ 67 Schlußſatz: hinter dem Worte „Beſchwerde“ wird eingeſchaltet: 
binnen einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen. 


Die §§ 71, 72 und 73 werden durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 


„ 

Die Gemeinden tragen die Koſten für die bei der Veranlagung ihnen 
übertragenen Geſchäfte. 

Im übrigen fallen die Koſten der Veranlagung der Staatskaſſe zur Laſt. 
Jedoch ſind diejenigen Koſten, welche durch die gelegentlich der eingelegten Rechts— 
mittel erfolgenden Ermittelungen veranlaßt werden, von dem Steuerpflichtigen zu 
erſtatten, wenn ſich ſeine Angaben in weſentlichen Punkten als unrichtig erweiſen. 
Die Feſtſetzung der zu erſtattenden Koſten erfolgt durch die Regierung, gegen 
deren Feſtſetzung binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen die bei der 
Regierung anzubringende Beſchwerde an den Finanzminiſter geſtattet iſt. 


§ 72. 

Die Mitglieder der Veranlagungs- und Berufungskommiſſionen erhalten 
aus der Staatskaſſe Reiſekoſten und Tagegelder, deren Sätze im Wege der 
Königlichen Verordnung gemäß § 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 (Geſetz— 
Samml. S. 122) — Artikel I der Verordnung vom 15. April 1876 (eſetz— 
Samml. S. 107) beſtimmt werden. 

Die Mitglieder der vereinigten Voreinſchätzungskommiſſionen ($ 31 Abſ. 3 
und 4) erhalten für ihre Teilnahme an den Sitzungen Verſäumnisgebühren, 
deren Beſtimmung gleichfalls durch Königliche Verordnung erfolgt. 

Die Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige werden nach den in Zivil— 
prozeſſen zur Anwendung kommenden Vorſchriften berechnet. 


u L Al 


$ 80 Abſ. 1 wird durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Ein Steuerpflichtiger, welcher entgegen den Vorſchriften des Geſetzes un— 
veranlagt geblieben iſt, iſt zur Entrichtung des der Staatskaſſe entgangenen 
Steuerbetrags verpflichtet. Die gleiche Verpflichtung tritt ein, wenn mit Bezug 
auf einen veranlagten Steuerpflichtigen, ohne daß eine ſtrafbare Hinterziehung 
von Steuer ſtattgefunden hätte (55 66, 67), nachträglich neue Tatſachen oder 


Beweiſe ermittelt werden, welche eine höhere Veranlagung des Steuerpflichtigen 


begründen. Die Verpflichtung erſtreckt ſich auf die drei Steuerjahre zurück, 
welche dem Steuerjahr, in dem die Verkürzung feſtgeſtellt worden, voraus— 
gegangen ſind. 


Hinter § 80 wird eingeſchaltet: 


$ 80a. 
Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, die Vorausſetzungen zu beſtimmen, 
unter welchen in den Fällen der 55 57 und 80 von der Nachforderung gering— 
fügiger Steuerbeträge abzuſehen iſt. N 


Artikel II. 

Das Ergänzungsſteuergeſetz vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. S. 134) 

wird wie folgt abgeändert: 

Im § 5 Nr. 3 werden die Worte „§ 1 Nr. 4, 5“ durch 
§1 Nr. 4 bis 6 

erſetzt. 

An Stelle von $5 Nr. 4 tritt die nachſtehende Vorſchrift: 

4. dem Ehemanne das Vermögen ſeiner Ehefrau, inſoweit ihm das Ein— 
kommen daraus gemäß $ 11 des Einkommenſteuergeſetzes bei der Ver- 
anlagung zur Einkommenſteuer hinzuzurechnen ift; 

5. dem Haushaltungsvorſtande dasjenige Vermögen der Haushaltungs— 
angehörigen, an welchem ihm die Nutznießung zuſteht. 

$ 8 erhält nachſtehende Faſſung: 

Von dem Aktivvermögen find in Abzug zu bringen: 

1. die dinglichen und perſönlichen Kapitalſchulden des Steuerpflichtigen 
mit Ausſchluß derjenigen Verbindlichkeiten, welche zur Beſtreitung der 
laufenden Haushaltungskoſten eingegangen find (Haushaltungsſchulden), 

2. der Kapitalwert der vom Steuerpflichtigen oder aus einer Fideikommiß⸗ 
ſtiftung zu entrichtenden Apanagen, Renten, Altenteile und ſonſtigen 
periodiſchen, geldwerten Leiſtungen, auf welche die Vorausſetzungen im 
§7 zu e dd 1 zutreffen, 

inſoweit dieſe Verbindlichkeiten (Nr. 1 und 2) nicht zu Vermögensteilen wirtſchaft⸗ 
lich in Beziehung ſtehen, welche bei der Veranlagung außer Betracht zu laſſen 


1 Welmee 


find (§ 4 JI). Exrſtreckt ſich die Beſteuerung lediglich auf die im $ 2 TL zu a und 
b bezeichneten Vermögensteile, ſo ſind nur diejenigen Schulden uſw. abzugsfähig, 
welche zu dieſen Vermögensteilen wirtſchaftlich in Beziehung ſtehen. 

Eine wirtſchaftliche Beziehung zwiſchen Schuld und Grundbeſitz iſt ins— 
beſondere anzunehmen, wenn die Schuld für den Erwerb oder zum Zwecke der 
Verbeſſerung oder Bebauung des Grundbeſitzes aufgenommen iſt. Die Eintragung 
im Grundbuch iſt nicht entſcheidend. 

Dem F 11 wird folgender Abſatz als Abſ. 1 hinzugefügt: 

Bei der Einſchätzung von Grundſtücken, deren nachhaltiger Wert bedingt 
wird durch eine ordnungsmäßige land- oder forſtwirtſchaftliche Bewirtſchaftung, 
iſt der Wert nach den Verkaufswerten und den Pachtpreiſen zu bemeſſen, welche 
ſich für Grundſtücke gleicher Art nach dem Durchſchnitte der letzten 10 Jahre er— 
mitteln laſſen. ü 


Im § 32 treten an Stelle der Worte „Rechtsmittel der Berufung“ die 
Worte: 
i zuläſſige Rechtsmittel. 


Die §§ 33, 35 und 36 werden durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 


3. Rechtsmittel. 
$ 33. 

I. Gegen das Ergebnis der Veranlagung ſtehen ſowohl dem Steuerpflichtigen 

als auch dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion als Rechtsmittel zu: 

1. wenn der Steuerpflichtige zur Einkommenſteuer nicht oder nach einem 
Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark veranlagt iſt, der Einſpruch 
an die Veranlagungskommiſſion und gegen die auf dieſen Einſpruch 
ergehende Entſcheidung der Veranlagungskommiſſion die Berufung an 
die Berufungskommiſſion; 

2. wenn der Steuerpflichtige zur Einkommenſteuer nach einem Einkommen 
von mehr als 3 000 Mark veranlagt iſt, die Berufung an die Berufungs— 
kommiſſion. 

II. Iſt durch die Entſcheidung der Berufungskommiſſion in dem Falle I 

Nr. 1 ein ſteuerbares Vermögen von mehr als 100 000 Mark feſtgeſetzt, jo ſteht 
dagegen dem Steuerpflichtigen das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Oberver— 
waltungsgericht zu. 

III. Gegen die Entſcheidung der Berufungskommiſſion in dem Falle von I 

Nr. 2 ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen als auch dem Vorſitzenden der Be— 
rufungskommiſſion das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Oberverwaltungs— 
gericht zu. 

IV. Die Rechtsmittel können mit den etwaigen Rechtsmitteln gegen die 

Einkommenſteuer-Veranlagung in demſelben Schriftſatze verbunden werden. Sind 
Geſetz⸗Samml. 1906. (Nr. 10728 — 10729) 50 


—. — 


Rechtsmittel ſowohl gegen die Einkommenſteuer- wie auch gegen die Ergänzungs— 
fteuer- Veranlagung eingelegt, ſo können die Erörterung und Entſcheidung der 
Rechtsmittel in einem Verfahren herbeigeführt werden. 

Die Vorſchriften des § 40 a des Einkommenſteuergeſetzes finden auf das 
Rechtsmittelverfahren ſinngemäß Anwendung. 


§ 33a. 


Über die Einſprüche entſcheidet die Veranlagungskommiſſion. 

R LU b Abſ. 2 bis 4 des Einkommenſteuergeſetzes finden entſprechende An— 
wendung. 

Behufs Prüfung des Einſpruchs können die Veranlagungskommiſſion und 
deren Vorſitzender eine genaue Feſtſtellung der Vermögensverhältniſſe des Steuer— 
pflichtigen unter Anwendung der im $ 25 Abſ. 3 bis 5, § 29 genannten Hilfs— 
mittel veranlaſſen. 

Sie ſind ferner befugt, die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen 
zu veranlaſſen. 

Die zu vernehmenden Perſonen dürfen die Auskunftserteilung nur unter 
den Vorausſetzungen ablehnen, welche nach der Zivilprozeßordnung zur Ablehnung 
eines Zeugniſſes beziehungsweiſe Gutachtens berechtigen. 


$ 35. 


Die Berufungskommiſſion entſcheidet über alle gegen das Verfahren und 
die Entſcheidungen der Veranlagungskommiſſionen und der Schätzungsausſchüſſe 
angebrachten Beſchwerden und Berufungen, inſoweit nicht im $ 37 1 Nr. 1 etwas 
anderes beſtimmt iſt. 

Die Vorſchriften des H 33 a Abſ. 2 bis 4 dieſes Geſetzes und des § 43 
Abſ. 2 und 4 des Einkommenſteuergeſetzes finden entſprechende Anwendung. 

Die Berufungskommiſſion hat die Vermögensnachweiſungen ſorgfältig zu 
prüfen; die von ihr gezogenen Erinnerungen ſind bei der nächſten Veranlagung 
($ 37) zu beachten. 


§ 36. 
Auf die Beſchwerden und auf das Verfahren zum Zwecke der Entſcheidung 
derſelben finden die 55 44 bis 49 des Einkommenſteuergeſetzes Anwendung. 
Im § 38 wird hinter die Worte „Erb- oder Fideikommißanfalls“ das 


Wort: 
Vermächtniſſes 
eingeſchaltet. 
Im $ 42 Abſ. 3 werden die Eingangsworte „Die Vorſchriften §§ 62 
bis 64“ erſetzt durch: 
Die Vorſchriften der §§ 62, 63 Abſ. 1 und 64. 


— 2389 — 
Im § 48 Abſ. 3 fallen die Worte: 
und durch die Zinſen der im § 49 bezeichneten Überſchüſſe 


Artikel III. 
Die Vorſchriften im Artikel I und II kommen zunächſt bei der Veran— 
lagung für 1907 zur Anwendung. 


weg. 


Artikel IV. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Texte des Einkommenſteuergeſetzes 
und des Ergänzungsſteuergeſetzes, wie fie ſich aus den in Artikel I und II vor⸗ 
geſehenen Anderungen ergeben, unter fortlaufender Nummernfolge und unter 
Weglaſſung der 55 4, 73, 82 bis 84 und 85 Sibi, 2, 3 und 4 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes ſowie des § 37 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2, § 42 Abſ. 2, §8 49 
und 52 des Ergänzungsſteuergeſetzes durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord M. Y. „Meteor“, Cuxhaven, den 19. Juni 1906. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


(Nr. 10729.) Bekanntmachung der Texte des Einkommenſteuergeſetzes und des Ergänzungs- 
ſteuergeſetzes. Vom 19. Juni 1906. 


Au Grund der Ermächtigung im Artikel IV des Geſetzes vom 19. Juni 1906, 
betreffend die Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes und des Ergänzungsſteuer⸗ 
geſetzes, werden die Texte 
des Einkommenſteuergeſetzes und 
des Ergänzungsſteuergeſetzes 
nachſtehend bekannt gemacht. 
Berlin, den 19. Juni 1906. 


Der Finanzminiſter. 
Frhr. v. Rheinbaben. 
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Einkommenſteuergeſetz. 


I. Steuerpflicht. 


1. Subjektive Steuerpflicht. 


$1. 
Einkommenſteuerpflichtig find: 
1. die preußiſchen Staatsangehörigen, mit Ausnahme derjenigen, 

a) welche, ohne in Preußen einen Wohnſitz ($ 1 Abſ. 2, $ 2 
Abſ. 3 des Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung 
vom 13. Mai 1870, Bundes-Geſetzbl. S. 119) zu haben, in 
einem anderen Bundesſtaat oder in einem deutſchen Schutzgebiete 
wohnen oder ſich aufhalten; 

b) welche neben einem Wohnſitz in Preußen in einem anderen Bundes— 
ſtaat oder in einem deutſchen Schutzgebiet ihren dienſtlichen 
Wohnſitz (§ 2 Abſ. 3 a. a. O.) haben; 

e) welche, ohne in Preußen einen Wohnſitz zu haben „ſeit mehr als 
zwei Jahren ſich im Auslande dauernd aufhalten. 

Auf Reichs⸗ und Staatsbeamte, welche im Ausland ihren 
dienſtlichen Wohnſitz haben und dort zu entſprechenden direkten 
Staatsſteuern nicht herangezogen werden, findet die Ausnahme 
unter e keine Anwendung; 

2. diejenigen Angehörigen anderer Bundesſtaaten, 

a) welche, ohne in ihrem Heimatsſtaat einen Wohnſitz zu haben, 
in Preußen wohnen oder, ohne im Deutſchen Reiche einen Wohnſitz 
zu haben, ſich in Preußen aufhalten; 

b) welche in Preußen ihren dienſtlichen Wohnſitz (§ 2 Abſ. 3 a. a. O.) 
haben; 

3. diejenigen Ausländer, welche in Preußen einen Wohnſitz haben, oder 
ſich daſelbſt des Erwerbes wegen oder länger als ein Jahr aufhalten, 
4. Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Berg⸗ 
gewerkſchaften ſowie diejenigen eingetragenen Genoſſenſchaften, deren 


* 


Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht; 


„ 


5. Vereine, einſchließlich eingetragener Genoſſenſchaften, zum gemeinſamen 
Einkaufe von Lebens- oder hauswirtſchaftlichen Bedürfniſſen im großen 
und Ablaß im kleinen, auch wenn ihr Geſchäftsbetrieb nicht über den 
Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht, 

6. die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (Reichs-Geſetzbl. 1898 S. 846), 
die zu 4, 5 und 6 genannten Vereinigungen, ſofern fie in Preußen ihren 
Sitz haben. 

Der Steuerpflicht unterliegen jedoch nicht diejenigen Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung, 

1. deren Geſellſchafter ausſchließlich öffentliche Korporationen in Preußen find; 

2. deren Einkünfte ſatzungsgemäß ausſchließlich zu gemeinnützigen, wiſſen— 
ſchaftlichen oder künſtleriſchen Zwecken zu verwenden ſind. ; 


§ 2. 
Ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit, Wohnſitz oder Aufenthalt unter— 
liegen der Einkommenſteuer alle Perſonen mit dem Einkommen 

a) aus den von der preußiſchen Staatskaſſe gezahlten Beſoldungen, 
Penſionen und Wartegeldern; 

b) aus preußiſchem Grundbeſitz und aus preußiſchen Gewerbe- oder 
Handelsanlagen oder ſonſtigen gewerblichen Betriebsſtätten. 

Die Beſtimmung zu b findet auch auf die im § 1 Nr. 4 bis 6 

bezeichneten nichtphyſiſchen Perſonen Anwendung. 


K 

Von der Einkommenſteuer ſind befreit: 

1. die Mitglieder des Königlichen Hauſes und des Hohenzollernſchen 
Fürſtenhauſes; 

2. die Mitglieder des vormaligen Hannoverſchen Königshauſes, des vor- 
maligen Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen 
Fürſtenhauſes; 

3. die bei dem Kaiſer und Könige beglaubigten Vertreter fremder Mächte 
und die Bevollmächtigten anderer Bundesſtaaten zum Bundesrate, die 
ihnen zugewieſenen Beamten, ſowie die in ihren und ihrer Beamten 
Dienſten ſtehenden Perſonen, ſoweit fie Ausländer find; 

4. diejenigen Perſonen, denen ſonſt nach völkerrechtlichen Grundſätzen oder 
nach beſonderen, mit anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen ein 
Anſpruch auf Befreiung von der Einkommenſteuer zukommt. 

Die Befreiungen zu Nr. 3 und 4 erſtrecken ſich nicht auf das nach § 2 

ſteuerpflichtige Einkommen und bleiben in denjenigen Fällen ausgeſchloſſen, in 
welchen in den betreffenden Staaten Gegenſeitigkeit nicht gewährt wird. 


— — 


2. Objektive Steuerpflicht. 
A. Allgemeine Grundſätze. 
984 


Die Steuerpflicht beginnt mit einem Einkommen von mehr als 900 Mark. 


$5 


Von der Beſteuerung ſind ausgeſchloſſen: 


1, 


— 
— 


das Einkommen aus den in anderen deutſchen Bundesſtaaten oder in 
einem deutſchen Schutzgebiete belegenen Grundſtücken, den daſelbſt be- 
triebenen Gewerben, ſowie aus Beſoldungen, Penſionen und Warte— 
geldern, welche deutſche Militärperſonen und Zivilbeamte ſowie deren 
Hinterbliebene aus der Kaſſe eines anderen Bundesſtaates beziehen 
($ 4 des Geſetzes vom 13. Mai 1870, Bundes⸗Geſetzbl. S. 119); 


das Einkommen der nach § 1 Nr. 3 ſteuerpflichtigen Ausländer aus 


ausländiſchem Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb, ſofern dieſelben nicht des 
Erwerbes wegen in Preußen einen Wohnſitz haben oder ſich daſelbſt 
aufhalten; 


das Militäreinkommen der Perſonen des Unteroffizier⸗ und Gemeinen- 


ſtandes und derjenigen Offiziere, die das im Etat für Unteroffiziere 
oder Gemeine ausgeworfene Dienſteinkommen beziehen, ſowie während 
der Zugehörigkeit zu einem in der Kriegs formation befindlichen Teile 
des Heeres oder der Marine das Militäreinkommen aller Angehörigen 
des aktiven Heeres und der aktiven Marine; 


der das perſönliche penſionsberechtigende Gehalt überſteigende Teil des 


dienſtlichen Einkommens derjenigen Staats- und Reichsbeamten und 
Offiziere, welche ihren dienſtlichen Wohnſitz im Auslande haben. So— 
fern dieſelben im Auslande zu entſprechenden direkten Staatsſteuern 
herangezogen werden, bleibt auch das perſönliche penſionsberechtigende 
Gehalt frei; 


die auf Grund geſetzlicher Vorſchrift den Kriegs- oder Friedensinvaliden 


gewährten Penſionserhöhungen und Verſtümmelungszulagen, die durch 
Reichsgeſetz der Beſteuerung entzogenen Gebührniſſe ſowie die mit 
Kriegsdekorationen verbundenen Ehrenfolde; 


1. die aus einer Krankenverſicherung dem Verſicherten zuſtehenden 


Leiſtungen; 


. die Zinſen der bei landſchaftlichen und anderen öffentlichen Kredit— 


inſtituten angeſammelten Amortiſationsfonds von amortiſierbaren 
Schulden, ſoweit die Erhebung dieſer Fonds noch unzuläſſig iſt. 


e 1 — 


8 6 


Als Einkommen gelten die geſamten Jahreseinkünfte der Steuerpflichtigen 
in Geld und Geldeswert aus: 


* 
1580 


3. 
4. 


Kapitalvermögen, 

Grundvermögen, Pachtungen und Mieten, einſchließlich des Miets— 
werts der Wohnung im eigenen Hauſe, 

Handel und Gewerbe einſchließlich des Bergbaues, 

Gewinn bringender Beſchäftigung ſowie aus Rechten auf periodiſche 
Hebungen und Vorteile irgend welcher Art, ſoweit dieſe Einkünfte nicht 
ſchon unter Nr. 1 bis 3 begriffen ſind. 


d 57 


SR 
Außerordentliche Einnahmen aus Erbſchaften, Schenkungen, Lebensver— 
ſicherungen, aus dem nicht gewerbsmäßig oder zu Spekulationszwecken unter— 
nommenen Verkaufe von Grundſtücken und ähnliche Erwerbungen gelten nicht 
als ſteuerpflichtiges Einkommen, ſondern als Vermehrung des Stammvermögens 
und kommen ebenſo wie Verminderungen des Stammvermögens nur inſofern in 
Betracht, als die Erträge des letzteren dadurch vermehrt oder vermindert werden. 


988 


J. Von dem Rohertrage der im § 6 bezeichneten Einkommensgquellen find 
die Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Ertrags 
(Werbungskoſten) in Abzug zu bringen. 

Als Werbungskoſten gelten auch: 


1. 


5 
— 


I 


die von den Grundbeſitzern zu entrichtenden Deichlaſten und Beiträge 
zu öffentlichen Be- und Entwäſſerungsverbänden ſowie zur Unter- 
haltung von ſolchen Waſſerläufen, für welche beſondere Geſetze zur 
Verhütung von Hochwaſſergefahren erlaſſen worden find; 


ſolche indirekten Abgaben, welche zu den Geſchäftsunkoſten zu rechnen 


find; 


die von dem Grundeigentume, dem Gewerbebetrieb und dem Bergbaue 


zu entrichtenden direkten Kommunalſteuern bis zur Höhe der ſtaatlich 
veranlagten Grund, Gebäude- und Gewerbeſteuer. Bis zu der gleichen 
Höhe werden in den Gutsbezirken als Werbungskoſten die realen 


Kommunalſteuern und die neben ihnen beſtehenden Gutslaſten an 


geſehen; die letzteren gelangen dabei mit 50 Prozent der ſtaatlich ver— 
anlagten Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer in Anfab; 


die regelmäßigen jährlichen Abſetzungen für Abnutzung der Gebäude, 


Maſchinen ſowie des ſonſtigen toten Inventars, ſofern die Koſten der 
Beſchaffung nicht unter den Betriebsausgaben verrechnet find; 


. die Beiträge zu den Berufskammern. 
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II. Von dem Geſamteinkommen ſind in Abzug zu bringen: 
1. 


0 


Dr 


3. 


GZ 


III. 


die von dem Steuerpflichtigen zu zahlenden Schuldenzinſen; 

Renten und dauernde Laſten, die auf Privatrechtstiteln oder auf Kirchen— 
patronatsverpflichtungen beruhen; 

die von dem Steuerpflichtigen geſetz- oder vertragsmäßig zu entrichtenden 
Beiträge zu Kranken-, Unfall-, Alters- und Invalidenverſicherungs⸗, 
Witwen-, Waifen- und Penſionskaſſen, ſoweit ſie zuſammen den Betrag 
von 600 Mark jährlich nicht überſteigen; 


. Verficherungsprämien, welche für Verſicherung des Steuerpflichtigen 


oder eines nicht ſelbſtändig zu veranlagenden Haushaltungsangehörigen 
auf den Todes- oder Lebensfall gezahlt werden, ſoweit ſie den Betrag 
von 600 Mark jährlich nicht überſteigen ); 


die auf Grund rechtlicher Verpflichtung vom Steuerpflichtigen zur all— 


— 


mählichen Tilgung eines auf ſeinem Grundbeſitze haftenden Schuld— 
kapitals zu entrichtenden Beiträge, inſoweit dieſelben 1 Prozent des 
Kapitals und den Betrag von 600 Mark jährlich nicht überſteigen. 
Soweit die unter Ziffer 1, 2 und 5 aufgeführten Verbindlich⸗ 
keiten wirtſchaftlich in Beziehung zu Einnahmequellen ſtehen, welche 
bei der Veranlagung außer Betracht zu laſſen ſind 5 Nr. 1, 2), 
findet die Abrechnung nicht ſtatt. Erſtreckt ſich die Beſteuerung nur 
auf das im § 2 bezeichnete Einkommen, ſo iſt der Abzug der Beiträge 
und Prämien unter Ziffer 3 und 4 überhaupt nicht, der Abzug der 
Zinſen, Renten, Laſten und Tilgungsbeträge (Ziffer 1, 2 und 5) nur 
inſoweit ſtatthaft, als fie zu den inländiſchen Quellen wirtſchaftlich in 
Beziehung ſtehen. Eine wirtſchaftliche Beziehung zwiſchen einer Schuld 
und dem Grundbeſitz iſt insbeſondere anzunehmen, wenn die Schuld 
für den Erwerb oder zum Zwecke der Verbeſſerung oder Bebauung 


des Grundſtücks aufgenommen iſt. Die Eintragung im Grundbuch ift - 


nicht entſcheidend. 
Nicht abzugsfähig ſind insbeſondere: 


Verwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung des Vermögens, zu 


Geſchäftserweiterungen, Kapitalanlagen oder Kapitalabtragungen, foweit 
nicht unter I und II Ausnahmen zugelaſſen find; 


„die zur Beſtreitung des Haushalts der Steuerpflichtigen und zum 


Unterhalt ihrer Angehörigen gemachten Ausgaben, insbeſondere alle 
Aufwendungen zur Befriedigung perſönlicher Bedürfniſſe, wie die für 
Wohnung, Nahrung, Kleidung, Bedienung, Pflege, Erziehung, ein- 
ſchließlich des Geldwerts der zu dieſen Zwecken verbrauchten Erzeugniſſe 
und Waren des eigenen landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betriebs. 
Aufwendungen zur Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltungspflicht gegen 
Angehörige ſind auch dann nicht abzugsfähig, wenn ſie dieſen durch 
Privatrechtstitel zugeſichert find. 


55 
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1. Maßgebend für die Veranlagung der phyſiſchen Perſonen iſt der Be— 
ftand der einzelnen Einkommensquellen bei Beginn des Steuerjahrs, für welches 
die Veranlagung erfolgt, wenn aber die Veranlagung von einem ſpäteren Zeit— 
punkt ab ſtattfindet, der Beſtand der Quellen in dieſem Zeitpunkte. . 

Anderungen, welche in dem bei der Veranlagung vorausgeſetzten Beſtande 
bis zum Beginne des Steuerjahrs eintreten, können im Rechtsmittelwege geltend 
gemacht werden. 

2. Soweit nicht unter Ziffer 3 und 4 etwas anderes beſtimmt iſt, erfolgt 
die Veranlagung der phyſiſchen Perſonen nach dem Ergebniſſe des dem Steuer⸗ 
jahr unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahrs, und, inſoweit für eine Ein— 
kommensquelle ein Jahresergebnis nicht vorliegt, nach dem mutmaßlichen Jahres— 
ertrage. 

3. Der Geſchäftsgewinn aus Handel, Gewerbe und Bergbau wird bei 
phyſiſchen Perſonen, welche Handelsbücher nach Vorſchrift der 55 38 ff. des 
Handelsgeſetzbuchs führen, nach dem Durchſchnitte der drei dem Steuerjahr un— 
mittelbar vorangegangenen Wirtſchafts-(Betriebs- Jahre, wenn aber der Betrieb 
noch nicht ſo lange oder nicht ohne weſentliche Anderung ſo lange beſteht oder die 
Bücher nicht ſo lange geführt werden, nach dem Durchſchnitte der kürzeren Zeit, 
für welche Jahresabſchlüſſe vorliegen, und wenn ein Jahresabſchluß überhaupt 
noch nicht vorliegt, nach dem mutmaßlichen Jahresertrage veranſchlagt. 

Maßgebend iſt für jeden Steuerpflichtigen das von ihm angenommene 
Wirtſchafts-(Betriebs-) Jahr. 

Als der Veranlagung unmittelbar vorangegangen gilt das letzte Betriebs— 
jahr, deſſen Ergebniſſe zur Zeit der Veranlagung (Steuererklärung) feſtgeſtellt 
werden können. 

Bei der Durchſchnittsberechnung iſt der etwaige Verluſt eines Jahres von 
dem Gewinne der anderen Jahre in Abzug zu bringen. 


4. Die Vorſchriften der Ziffer 3 finden ſinngemäß Anwendung auf die 
Veranſchlagung des Ertrags aus Land- und Forſtwirtſchaft auf eigenem oder 
gepachtetem Grundbeſitze, wenn über den Betrieb geordnete, den Reinertrag ziffer— 
mäßig nachweiſende Bücher geführt werden. 

5. Über die Frage, ob ausreichende Buchführung im Sinne der Ziffern 3 
und 4 vorliegt, entſcheidet die Berufungskommiſſion endgültig. Auf Verlangen 
des Beteiligten iſt vorher ein Sachverſtändiger zu hören. 

6. Die Veranlagung der nichtphyſiſchen Perſonen (§ 1 Nr. 4, 5, 6, 
$$ 15, 16) erfolgt nach dem durchſchnittlichen Ergebniſſe der drei der Veranlagung 
unmittelbar vorangegangenen Geſchäftsjahre (Nr. 3) und, wenn das Unternehmen 
noch nicht ſo lange beſteht, nach dem Durchſchnitte der kürzeren Zeit, für welche 
Geſchäftsabſchlüſſe vorliegen. Die Steuerpflicht der nichtphyſiſchen Perſonen tritt 
erſt ein, wenn ein das Vorhandenſein von Überſchüſſen ergebender Abſchluß vor⸗ 
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liegt; die Veranlagung geſchieht alsdann von dem Beginne des Monats ab, der 
auf den Zeitraum folgt, für welchen dieſer Abſchluß gemacht iſt. 


$ 10. 
2 Dem Einkommen eines nach $ 1 Nr. 1 bis 3 Steuerpflichtigen wird das 
in Preußen ſteuerpflichtige Einkommen ſeiner Ehefrau hinzugerechnet. 
Selbſtändig werden Ehefrauen nur veranlagt, wenn ſie dauernd von dem 
Ehemanne getrennt leben, oder ihre Steuerpflicht nur nach § 2 begründet iſt. 


B. Beſondere Vorſchriften. 
a. Einkommen aus Kapitalvermögen. 


sim 
Als Einkommen aus Kapitalvermögen gelten: Zinſen, Renten und geld- 
werte Vorteile aus Kapitalforderungen jeder Art, ſoweit ſolche Bezüge nicht bei 
Landwirtſchaft-, Handel- und Gewerbetreibenden behufs Ausmittelung des ſteuer— 
pflichtigen Einkommens aus Grundvermögen, Pachtungen, Handel oder Gewerbe 
($$ 12, 13) als Teile des Geſchäftsertrags in Rechnung zu bringen find. 

Mit dieſer Maßgabe gelten als Einkommen aus Kapitalvermögen ins— 

beſondere: 

a) Zinſen aus Anleihen und ſonſtigen verzinslichen Kapitalforderungen 
ſowie aus verzinslich gewordenen Zins- und anderen Ausſtänden, 

b) Zinſen, Gewinnanteile und Ausbeuten von Aktiengeſellſchaften, Geſell— 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, ſtillen Geſellſchaften ($ 335 des 
Handelsgeſetzbuchs) und Gewerkſchaften und die Gewinnanteile der 
Kommanditiſten bei den Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 

e) Zinſen, welche in unverzinslichen Kapitalforderungen, bei denen ein 
höheres als das urſprünglich gegebene Kapital zurückgewährt wird, 
einbegriffen ſind, 

d) vereinnahmte Gewinne aus der zu Spekulationszwecken unternommenen 
Veräußerung von Wertpapieren, Forderungen, Renten uſw., abzüglich 
etwaiger Verluſte bei derartigen Geſchäften. 


b. Einkommen aus Grundvermögen. 


$ 12. 

Das Einkommen aus Grundvermögen umfaßt die Erträge ſämtlicher 
Grundſtücke, welche dem Steuerpflichtigen eigentümlich gehören, oder aus denen 
ihm infolge von Berechtigungen irgend welcher Art ein Einkommen zufließt. 

Von Grundſtücken, welche verpachtet oder vermietet ſind, iſt der Pacht— 
oder Mietszins, einerſeits unter Hinzurechnung der dem Pächter beziehungsweiſe 
Mieter obliegenden Natural- und ſonſtigen Nebenleiſtungen ſowie der dem Verpächter 
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beziehungsweiſe Vermieter vorbehaltenen Nutzungen, anderſeits unter Abrechnung 
der dem letzteren verbliebenen abzugsfähigen Laſten, als Einkommen zu berechnen. 

Für nicht vermietete, ſondern von dem Eigentümer beziehungsweiſe Nutz— 
nießer ſelbſt bewohnte oder ſonſt benutzte Gebäude iſt das Einkommen nach dem 
Mietswerte zu bemeſſen; außer Anſatz bleibt der Mietswert ſolcher von dem 
Eigentümer beziehungsweiſe Nutznießer zu ſeinem landwirtſchaftlichen oder gewerb— 
lichen Betriebe benutzten Gebäude oder Gebäudeteile, deren Nutzungswert in dem 
Einkommen aus Landwirtſchafts- oder Gewerbebetrieb enthalten iſt. 

Bei Schätzung des Einkommens aus nicht verpachteten Beſitzungen iſt der 
durch die eigene Bewirtſchaftung erzielte Reinertrag zu Grunde zu legen. Die 
Veranlagung ſolcher Betriebe, bei welchen die Erträgniſſe der Subſtanz des 
Bodens entnommen werden, ſowie die Veranlagung ländlicher Fabrikationszweige 
erfolgen nach den Grundſätzen des § 13, ſoweit dieſe Betriebe und Fabrikations— 
zweige nicht bei der Ertragsermittelung des Hauptbetriebs, zu welchem ſie gehören, 
berückſichtigt werden. N 

Bei Waldſtücken, die nicht nach einem forſtmäßigen Plane bewirtſchaftet 
werden, ſind die Ergebniſſe von Abtrieben nicht anzurechnen, wenn und ſoweit 
dieſelben ſich in einem Jahr auf mehr als den zehnten Teil des Wertes des 
vorhandenen Holzes erſtrecken. 

Der Gewinn beim pachtweiſen Betriebe der Landwirtſchaft iſt in gleicher 
Weiſe zu veranſchlagen, wie beim Betrieb auf eigenen Grundſtücken, unter Hinzu— 
rechnung des Mietswerts der mitverpachteten Wohnung. 

Der Pachtzins einſchließlich des Wertes der etwa dem Pächter obliegenden 
Natural⸗ und ſonſtigen Nebenleiſtungen iſt davon in Abzug zu bringen. 


c. Einkommen aus Handel und Gewerbe einſchließlich des Bergbaues. 
§ 13. 


Als Einkommen aus Handel, Gewerbe und Bergbau gilt der Geſchäfts— 
gewinn. Bei Steuerpflichtigen, welche Handelsbücher nach Vorſchrift der $$ 38 flg. 
des Handelsgeſetzbuchs führen, iſt der Gewinn unter Beachtung der Vorſchriften 
im §7 und § 8 nach den Grundſätzen zu berechnen, wie ſolche für die Inventur 
und Bilanz durch das Handelsgeſetzbuch vorgeſchrieben ſind und ſonſt dem Gebrauch 
eines ordentlichen Kaufmanns entſprechen. Insbeſondere gilt dies einerſeits von 
dem Zuwachſe des Anlagekapitals und anderſeits von den regelmäßigen jährlichen 
Abſchreibungen, welche einer angemeſſenen Berückſichtigung der Wertverminderung 
entſprechen. 

Im übrigen gilt für die Berechnung und Schätzung des Einkommens aus 
Gewerbe und Handel folgendes: 

1. Die Zinſen des im Handels- oder Gewerbebetrieb angelegten eigenen 
Kapitals des Steuerpflichtigen ſind als Teile des Geſchäftsgewinnes 
zu betrach ten. 

51“ 


. 


2. Der von einer nicht nach § 1 Nr. 4 bis 6 ſteuerpflichtigen Erwerbs— 
geſellſchaft erzielte Geſchäftsgewinn iſt den einzelnen Teilhabern nach 
Maßgabe ihres Anteils anzurechnen. i 

3. Als Einkommen aus Handel und Gewerbe gelten auch die Tantiemen 
der perſönlich haftenden Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien und die Gewinnanteile dieſer Geſellſchafter für ihre nicht auf 
das Grundkapital gemachten Einlagen. 

4. Der Gewinn aus den zu Spekulationszwecken abgeſchloſſenen Geſchäften, 

abzüglich etwaiger Verluſte bei derartigen Geſchäften, und aus der 
Beteiligung an derartigen Geſchäften iſt auch bei ſolchen Steuerpflich⸗ 
tigen, welche nicht zu den Handel- und Gewerbetreibenden gehören, 
nach den für das Einkommen aus Handel und Gewerbe maßgebenden 
Grundſätzen zu berechnen. 


d. Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung und aus Rechten auf periodiſche 
Hebungen uſw. 
§ 14. 

Das Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung ſowie aus Rechten 
auf periodiſche Hebungen und Vorteile irgend welcher Art umfaßt insbeſondere 
den Verdienſt der Arbeiter, Dienſtboten und Gewerbegehilfen, die Beſoldung der 
Militärperſonen und Beamten jeder Art, ferner den Gewinn aus ſchriftſtelleriſcher, 
künſtleriſcher, wiſſenſchaftlicher, unterrichtender oder erziehender Tätigkeit, ſowie 
Wartegelder, Penſionen und ſonſtige fortlaufende Einnahmen, welche nicht als 
Jahresrenten eines beweglichen oder unbeweglichen Vermögens anzuſehen ſind, 
endlich ſolche Rentenbezüge, welche an die Perſon des Empfangsberechtigten 
geknüpft ſind. l 

Das Einkommen aus Dienſtwohnungen ift nach dem ortsüblichen Miets- 
werte, jedoch nicht höher als mit fünfzehn vom Hundert des baren Gehalts des 
Berechtigten in Anſatz zu bringen. Soweit Dienſtwohnungen vermietet ſind ‚it 
der Mietszins nach Maßgabe der Beſtimmungen im $ 12 Abſ. 2 anzurechnen. 

Bei Militärperſonen, Reichsbeamten, unmittelbaren und mittelbaren Staats— 
beamten, Geiſtlichen und Lehrern an öffentlichen Unterrichtsanſtalten iſt der zur 
Beſtreitung des Dienſtaufwandes beſtimmte Teil des Dienſteinkommens außer 
Anſatz zu laſſen. 

e. Einkommen der Aktiengeſellſchaften uſw. 


9815. 

Als ſteuerpflichtiges Einkommen der im § 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten 
Steuerpflichtigen gelten unbeſchadet der Vorſchrift im 5 5 Nr. 1 die Überſchüſſe, 
welche als Aktienzinſen oder Dividenden, gleichviel unter welcher Benennung, 
unter die Mitglieder verteilt werden, und zwar 

unter Hinzurechnung der zur Tilgung der Schulden oder des Grund— 
kapitals, zur Verbeſſerung oder Geſchäftserweiterung ſowie zur 
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Bildung von Reſervefonds — ſoweit ſolche nicht bei den Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften zur Rücklage für die Verſicherungsſummen 
beſtimmt ſind — verwendeten Beträge, 

jedoch nach Abzug von 3½ Prozent des eingezahlten Aktienkapitals. 
An Stelle des letzteren tritt bei eingetragenen Genoſſenſchaften die 
Summe der eingezahlten Geſchäftsanteile der Mitglieder, bei Berg⸗ 
gewerkſchaften das aus dem Exwerbspreis und den Koſten der An— 
lage und Einrichtung beziehungsweiſe Erweiterung des Bergwerkes 
ſich zuſammenſetzende Grundkapital oder, ſoweit dieſe Koſten vor 
dem 1. April 18925) aufgewendet find, nach Wahl der Pflichtigen 
der zwanzigfache Betrag der im Durchſchnitt der letzten vier Jahre 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes verteilten Ausbeute. 

Bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien gilt derjenige Teil der Überſchüſſe, 
welcher an perſönlich haftende Geſellſchafter für ihre nicht auf das Grundkapital 
gemachten Einlagen oder als Tantieme verteilt wird, nicht als Einkommen der 
Geſellſchaft. 

Im Falle des § 2b gilt als ſteuerpflichtiges Einkommen derjenige Teil der 
vorbezeichneten Überſchüſſe, welcher auf den Geſchäftsbetrieb in Preußen beziehungs— 
weiſe auf das Einkommen aus preußiſchem Grundbeſitz entfällt. 

Der Kommunalbeſteuerung iſt das ermittelte Einkommen ohne den Abzug 
von 3½ Prozent zu Grunde zu legen. 

Als Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer im Sinne des § 33 Nr. 3 
Schlußſatz des Kommunalabgabengeſetzes gilt nur die Veranlagung zu einem 
Staatseinkommenſteuerſatze. 


$ 16. 
Als ſteuerpflichtiges Einkommen der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 


§ 1 Nr. 6) gilt der erzielte, unter ſinngemäßer Anwendung des § 13 zu 
berechnende Geſchäftsgewinn. 


II. Steuerſätze. 


1. Steuertarif. 


§ 17. 
Die Einkommenſteuer beträgt, ſoweit nicht § 18 Anwendung findet, 
jährlich bei einem Einkommen 


von mehr als: bis einſchließlich: 
Mark Mark Mark 
900 1050 ö 6 
1050 1200 18 
1200 1350 12 
1350 1500 16 


) In den Hohenzollernſchen Landen: vor dem J. April 1901. 
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von mehr als: bis einſchließlich: 

Mark Mark Mark 

1500 1650 21 

1650 1800 26 

1800 2100 31 

2100 2400 36 

2400 2700 44 

2700 3000 52 

3000 3300 60 

3300 3600 70 

3 600 3900 80 

3900 4200 92 

4200 4500 104 

4500 5.000 118 

5000 5500 132 

5500 6.000 146 

6.000 6500 160 

6500 7000 176 

7000 7500 192 

7500 8000 212 

8000 8500 232 

8500 9000 252 

9000 9500 276 

9500 10500 300 

Sie fteigt bei höheren Einkommen 

von mehr als: bis einſchließlich: in Stufen von um je 
Mark Mark Mark Mark 
10 500 30500 1000 30 
30500 32 000 1500 60 
32 000 78000 2.000 80 
78.000 100 000 2000 100 


Bei Einkommen von mehr als 100 000 Mark bis einſchließlich 105 000 Mark 
beträgt die Steuer 4000 Mark und ſteigt bei höheren Einkommen in Stufen 
von 5000 Mark um je 200 Mark. 


$ 18. 
Für die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ($ 1 Nr. 6) beträgt die 
Steuer bei einem Einkommen 


von mehr als: bis einſchließlich: 
Mark Mark Mark 
900 1050 7 
1050 1200 10 
1200 1350 14 


1350 1500 18 


NE — 


von mehr als: bis einſchließlich: 

Mark Mark Mark 

1500 1650 24 

1650 1800 30 

1800 2100 36 

2100 2400 42 

2400 2700 48 

2700 3000 56 

3.000 3300 66 

3300 3600 76 

3 600 3900 86 

3900 4200 96 

4200 4500 112 

4500 5000 132 

5000 5 500 148 

5500 6000 164 

6000 6500 180 

6500 7000 200 

7000 7500 220 

7500 8000 240 

8000 8500 260 

8500 9000 280 

9000 9500 E 300 

9500 10 500 340 

Sie ſteigt bei höheren Einkommen 

von mehr als: bis einſchließlich: in Stufen von um je 
Mark Mark Mark Mark 
10 500 46 500 1000 40 
46 500 48 000 1500 60 
48 000 100 000 2000 100 


Bei Einkommen von mehr als 100000 Mark bis einſchließlich 104000 Mark 
beträgt die Steuer 4600 Mark und ſteigt bei höheren Einkommen in Stufen 
von je 4000 Mark um je 180 Mark. 


2. Ermäßzigung der Steuerſätze. 


$ 19. 


Gewährt ein Steuerpflichtiger, deſſen Einkommen den Betrag von 
3000 Mark nicht überſteigt, Kindern oder anderen Familienangehörigen auf 
Grund geſetzlicher Verpflichtung (55 1601 bis 1615 B. G. B.) Unterhalt, jo 
wird ihm von dem ſteuerpflichtigen Einkommen für jedes derartige Familien— 
mitglied der Betrag von 50 Mark in Abzug gebracht mit der Maßgabe, daß in 
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jedem Falle eine Ermäßigung ftattfindet um eine der im § 17 vorgefchriebenen 
Steuerſtufen bei dem Vorhandenſein von 3 oder 4, um zwei Stufen bei dem 
Vorhandenſein von 5 oder mehr derartigen Familienmitgliedern. 
Bei Einkommen von mehr als 3000 Mark, aber nicht mehr als 
6500 Mark, wird der im § 17 vorgeſchriebene Steuerſatz ermäßigt 
um eine Stufe, wenn der Steuerpflichtige 3 oder 4, 
um zwei Stufen, wenn der Steuerpflichtige 5 oder mehr Kindern oder - 
anderen Familienangehörigen auf Grund geſetzlicher Verpflichtung 
Unterhalt gewährt. 
Bei der Feſtſtellung der für die Ermäßigung maßgebenden Perſonenzahl 
(Abſ. 1 und 2) werden nicht mitgerechnet die Ehefrau des Steuerpflichtigen und 
diejenigen Kinder und Angehörigen, welche das vierzehnte Lebensjahr überſchritten 
haben und entweder im landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betriebe des Steuer— 
pflichtigen dauernd tätig ſind oder ein eigenes Einkommen von mehr als der 
Hälfte des ortsüblichen Tagelohns nach ihrer Altersklaſſe und nach ihrem 
Geſchlechte haben. 
Iſt nach Abſ. 1 Ermäßigung unter den Steuerſatz von 6 Mark begründet, 
ſo tritt Befreiung von der Staatsſteuer ein. 


§ 20. 

Bei der Veranlagung iſt es geſtattet, beſondere, die Leiſtungsfähigkeit der 
Steuerpflichtigen weſentlich beeinträchtigende wirtſchaftliche Verhältniſſe in der 
Art zu berückſichtigen, daß bei einem ſteuerpflichtigen Einkommen von nicht mehr 
als 9500 Mark eine Ermäßigung der im § 17 vorgeſchriebenen Steuerſätze um 
höchſtens drei Stufen gewährt wird. 

Als Verhältniſſe dieſer Art kommen lediglich außergewöhnliche Belaſtungen 
durch Unterhalt und Erziehung der Kinder, Verpflichtung zum Unterhalte mittel— 
loſer Angehöriger, andauernde Krankheit, Verſchuldung und beſondere Unglücks— 
fälle in Betracht. 


III. Veranlagung. 


1. Ort der Veranlagung. 


§ 21. t 

Die Veranlagung erfolgt in der Regel an dem Orte, wo der Steuer- 
pflichtige zur Zeit der Aufnahme des Perſonenſtandes ($ 22) feinen Wohnſitz 
oder in Ermangelung eines ſolchen ſeinen Aufenthalt hat. 

Im Falle eines mehrfachen Wohnſitzes ſteht dem Steuerpflichtigen die 
Wahl des Ortes der Veranlagung zu. Hat er von dieſem Wahlrechte keinen 
Gebrauch gemacht, und iſt die Veranlagung an mehreren Orten erfolgt, ſo gilt 
nur die Veranlagung an demjenigen Orte, an welchem die Einſchätzung zu dem 
höchſten Steuerbetrage ſtattgefunden hat. 
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Preußiſche Staatsangehörige, welche im Inlande weder Wohnſitz noch 
Aufenthalt haben, ſind an dem letzten Orte ihres Wohnſitzes oder Aufenthalts 
in Preußen zu veranlagen. l 

Die Veranlagung der im § 1 Nr. 4 bis 6 bezeichneten Geſellſchaften und 
Genoſſenſchaften erfolgt an dem Orte, wo dieſelben in Preußen ihren Sitz haben. 

Die Veranlagung der im § 2 bezeichneten Steuerpflichtigen geſchieht an 
dem Orte, wo der Grundbeſitz beziehungsweiſe die gewerbliche oder Handels— 
anlage oder die Betriebsſtätte liegt, oder der bei der Steuerverwaltung etwa 
beſtellte Vertreter feinen Wohnſitz hat, oder wo ſich der Sitz der Kaſſe befindet, 
von welcher die Beſoldungen, Penſionen oder Wartegelder ausgezahlt werden. 

Die bezüglich des Veranlagungsorts weiter erforderlichen Anordnungen 
erläßt der Finanzminiſter. 


2. Vorbereitung der Veranlagung. 


§ 22. 

Vor Beginn des Veranlagungsgeſchäfts hat jeder Gemeinde-(Guts ) Vor: 
ſtand eine vollſtändige Nachweiſung aller in dem Gemeinde⸗(Guts-) Bezirke vor⸗ 
handenen, in dieſem Geſetz als ſteuerpflichtig bezeichneten Perſonen, Geſellſchaften 
und Genoſſenſchaften ſowie der nach § 2 die Steuerpflicht bedingenden Grund— 
beſitzungen und gewerblichen Unternehmungen aufzunehmen. 


§ 23. 

Jeder Beſitzer eines bewohnten Grundſtücks oder deſſen Vertreter iſt ver⸗ 
pflichtet, der mit der Aufnahme des Perſonenſtandes betrauten Behörde die auf 
dem Grundſtücke vorhandenen Perſonen mit Namen, Berufs- oder Erwerbsart, 
Geburtsort, Geburtstag und Religionsbekenntnis anzugeben. 

Die Haushaltungsvorſtände haben den Hausbeſitzern oder deren Vertretern 
die erforderliche Auskunft über die zu ihrem Hausſtande gehörigen Perſonen ein⸗ 
ſchließlich der Unter- und Schlafſtellenmieter zu erteilen. 

Wer für die Zwecke ſeiner Haushaltung oder bei Ausübung ſeines Berufs 
oder Gewerbes andere Perſonen dauernd gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigt, iſt 
verpflichtet, über dies Einkommen, ſofern es den Bekrag von jährlich 3000 Mark 
nicht überſteigt, der im Abſ. 1 genannten Behörde auf deren Verlangen binnen 
einer Friſt von mindeſtens zwei Wochen Nuskunft zu erteilen. 

Dieſe Pflicht liegt auch den geſetzlichen Vertretern nichtphyſiſcher Perſonen ob. 


824. 

Jeder Gemeinde-(Guts Vorſtand hat über die Beſitz, Vermögens⸗ und 
ſonſtigen Einkommensverhältniſſe der Steuerpflichtigen des Gemeinde-(Guts⸗) Be⸗ 
zirkes ſowie über etwaige beſondere, die Leiſtungsfähigkeit derſelben bedingende 
wirtſchaftliche Verhältniſſe (55 19, 20) möglichſt vollſtändige Nachrichten einzu⸗ 
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ziehen, überhaupt alle Merkmale, welche ein Urteil über die Beſteuerung zu be— 
gründen vermögen, zu ſammeln. 

Auf Grund der von ihm angeſtellten Ermittlungen hat der Gemeinde— 
(Guts-)Vorſtand das mutmaßliche Einkommen der Steuerpflichtigen, getrennt nach 
den verſchiedenen Einnahmequellen ($ 6), in eine Einkommensnachweiſung einzu— 
tragen. 

Die auf den Gemeinde-(Guts-) Vorſtand ſelbſt bezüglichen Eintragungen find 
von den ſeitens der Regierungen hierfür beſtimmten Perſonen zu bewirken. 


3. Steuererklärungen. 


§ 25. 

Jeder bereits mit einem Einkommen von mehr als 3 000 Mark zur Ein— 
kommenſteuer veranlagte Steuerpflichtige iſt auf die jährlich durch öffentliche Be— 
kanntmachung ergehende Aufforderung zur Abgabe einer Steuererklärung ver: 
pflichtet. Letztere iſt innerhalb der auf mindeſtens zwei Wochen zu bemeſſenden 
Friſt nach den vom Finanzminiſter vorgeſchriebenen, koſtenlos zu verabfolgenden 
Formularen bei dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion ($ 35) ſchriftlich 
oder zu Protokoll, unter der Verſicherung abzugeben, daß die Angaben nach 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind. 

Die im § 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten nichtphyſiſchen Perſonen find außer⸗ 
dem verpflichtet, ihre Geſchäftsberichte und Jahresabſchlüſſe ſowie die darauf be— 
züglichen Beſchlüſſe der Generalverſammlungen nach den näheren Beſtimmungen 
des Finanzminiſters alljährlich dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion ein— 
zureichen. In gleicher Weiſe haben diejenigen Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung, welche zur Veröffentlichung ihrer Bilanz verpflichtet ſind, die Bilanz 
einzureichen. 

§ 26. 


Andere Steuerpflichtige ſind zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet, 
ſobald der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion an ſie eine beſondere Auf— 
forderung hierzu mit einer mindeſtens zweiwöchigen, vom Tage der Zuſtellung 
ab laufenden Friſt erläßt. Falls dies nicht geſchieht, find fie auf ihr Verlangen 
zur Abgabe einer Steuererklärung innerhalb der im § 25 beſtimmten Friſt zu— 
zulaſſen. 

§ 27. 

1. In der Steuererklärung iſt der Geſamtbetrag des Einkommens ($ 9) 
getrennt nach den im § 6 vorgeſehenen Einkommensquellen anzugeben. 

2. Das Einkommen von dem außerhalb des Veranlagungsbezirkes belegenen 
Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb iſt beſonders aufzuführen. l 

3. Das Einkommen, welches auf Gewinnanteile von Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung entfällt, iſt beſonders anzugeben. 

C 4. Schuldenzinſen, Laſten uſw., deren Abzug beanſprucht wird, find an- 
zugeben. 
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$ 28. 


Dem Steuerpflichtigen ſoll auf feinen Antrag, ſoweit es ſich um nur durch 
Schätzung zu ermittelndes Einkommen handelt, geſtattet werden, in die Steuer— 
erklärung ſtatt der ziffermäßigen Angabe des Einkommens diejenigen Nach— 
weiſungen aufzunehmen, deren die Veranlagungskommiſſion zur Schätzung des— 
ſelben bedarf. 


$ 29. 


Die Aufforderungen zur Abgabe der Steuererklärung müffen den Hinweis 
auf die im $ 31 angedrohten Rechtsnachteile ſowie auf die Strafbeſtimmungen 
des § 72 enthalten. 


$ 30. 


Die Steuererklärungen find für Perſonen, welche unter elterlicher Gewalt, 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft ſtehen, ſowie für die im § 1 Nr. 4 bis 6 be 
zeichneten Steuerpflichtigen von deren Vertretern abzugeben. 

Inſoweit der geſetzliche Vertreter eines Steuerpflichtigen durch rechtswirkſame 
Verfügung von der Verwaltung des Vermögens ausgeſchloſſen iſt, iſt der zu der 
Verwaltung Berufene hinſichtlich des Einkommens aus dem von ihm verwalteten 
Vermögen zur Abgabe der Steuererklärung zuzulaſſen. 

Für Perſonen, welche durch Abweſenheit oder andere Umſtände verhindert 
ſind, die Steuererklärung ſelbſt abzugeben, kann die Steuererklärung durch Be— 
vollmächtigte abgegeben werden. 

Die Erfüllung der Steuererklärungspflicht ſeitens eines von mehreren Ver— 
tretern befreit die übrigen Verpflichteten von ihrer Verbindlichkeit. 


§ 31. 


Wer die ihm obliegende Steuererklärung nicht innerhalb der vorgeſchriebenen 
Friſt abgibt, hat neben der im Veranlagungs- und Rechtsmittelverfahren end— 
gültig feſtgeſtellten Steuer einen Zuſchlag von 5 Prozent zu derſelben zu zahlen. 

Wer die Steuererklärung nicht längſtens innerhalb zwei Wochen nach einer 
nochmaligen, an ihn zu richtenden, beſonderen Aufforderung abgibt, hat einen 
ferneren Steuerzuſchag von 25 Prozent zu entrichten. 

Die Feſtſetzung des Zuſchlags (Abſ. 1 und 2) ſteht der Regierung zu, 
gegen deren Entſcheidung innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an den Finanz— 
miniſter zuläſſig iſt. Die Feſtſetzung unterbleibt, wenn Umſtände dargetan werden, 
welche die Verſäumnis entſchuldbar machen. 

Wird die Steuer im Laufe des Jahres auf Grund der $$ 63 oder 64 
ermäßigt oder in Abgang geſtellt, ſo tritt auch eine entſprechende Ermäßigung 
oder Abſetzung des Zuſchlags ein. 
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4. Organe, Bezirfe und Verfahren der Veranlagung. 


§ 32. 

Der Veranlagung der Steuerpflichtigen geht eine Voreinſchätzung durch 
beſondere Kommiſſionen voraus. Ç 

Die Voreinſchätzungskommiſſionen beſtehen aus dem Gemeindevorſtand als 
Vorſitzendem und aus einer von der Regierung zu beſtimmenden Anzahl von 
Mitgliedern, welche unter möglichſter Berückſichtigung der verſchiedenen Arten des 
Einkommens teils von der Regierung ernannt, teils von der Gemeindeverſammlung 
beziehungsweiſe Gemeindevertretung gewählt werden. Die Zahl der ernannten 
Mitglieder einſchließlich des Vorſitzenden muß hinter der Zahl der gewählten 
Mitglieder zurückbleiben. Die Regierung kann von der Ernennung von Mit- 
gliedern abſehen. 

Gemeinden und ſelbſtändige Gutsbezirke können nach Anhörung der Be— 
teiligten im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe durch die Regierung und, 
falls ein Einvernehmen beider Behörden nicht erreicht wird, durch den Ober— 
präſidenten“) mit benachbarten Gemeinden zu einem Voreinſchätzungsbezirke ver- 
einigt werden. 

Wo Landgemeinden oder Gutsbezirke nach Maßgabe der Landgemeinde— 
ordnung für die fieben öſtlichen Provinzen zum Zwecke der gemeinſamen Wahr: 
nehmung einzelner zu ihrem Wirkungskreiſe gehöriger Kommunalangelegenheiten 
zu beſonderen Verbänden vereinigt ſind oder vereinigt werden, können dieſelben 
zu einem Voreinſchätzungsbezirke verbunden werden. 

Für jeden ſolchen Bezirk (Abſ. 3 und 4) wird nur eine Voreinſchätzungs⸗ 
kommiſſion gebildet, deren Vorſitz der von der Regierung zu beſtimmende Ge— 
meinde- oder Gutsvorſteher, Bürgermeiſter, Amtmann oder Amtsvorſteher zu 
übernehmen hat. 

Die Zahl der zu wählenden Mitglieder einer ſolchen Voreinſchätzungs⸗ 
kommiſſion wird auf die einzelnen Gemeinden und Gutsbezirke nach Verhältnis 
der Einwohnerzahl mit der Maßgabe verteilt, daß mindeſtens ein Mitglied auf 
jede Gemeinde und jeden Gutsbezirk entfällt. 

Für Gutsbezirke treten die Vorſteher beziehungsweiſe deren Stellvertreter 
oder die von ihnen zu ernennenden Einwohner des Voreinſchätzungsbezirkes als 
Mitglieder in die Kommiſſion ein. 

$ 33. 

Die Voreinſchätzungskommiſſion unterwirft die gemäß §§ 22, 24 von dem 
Gemeinde-(Guts⸗)Vorſteher aufgeſtellten Nachweiſungen einer genauen Prüfung und 
trägt die für die einzelnen Steuerpflichtigen ermittelten Einkommensbeträge bis 
zu 3000 Mark ſowie die von ihr für dieſe vorzuſchlagenden Steuerſätze in die 
Nachweiſungen ein. 


) In den Hohenzollernſchen Landen: durch den Finanzminiſter. 
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8 34. 
Behufs Veranlagung der Steuerpflichtigen bildet jeder Kreis“) einen Ver⸗ 
anlagungsbezirk. Der Regierung ſteht die Befugnis zu, innerhalb desſelben Kreiſes 
die Bildung mehrerer Veranlagungsbezirke anzuordnen. 


§ 35. 

Für jeden Veranlagungsbezirk ift unter dem Vorſitze des Landrats?) oder 
eines von der Regierung zu ernennenden Kommiſſars eine Veranlagungskommiſſion 
zu bilden, deren Mitglieder teils von der Regierung ernannt, teils von der Kreis: 
vertretung?) und in den Stadtkreiſen von der Gemeindevertretung aus den 
Einwohnern des Veranlagungsbezirkes, unter möglichſter Berückſichtigung der 
verſchiedenen Arten des Einkommens auf die Dauer von ſechs Jahren gewählt 
werden. 

Die Zahl der ernannten und der gewählten Mitglieder wird für die einzelnen 
Veranlagungsbezirke mit Rückſicht auf deren Größe und auf die Einkommens⸗ 
verhältniſſe der Einwohner von der Regierung in der Art beſtimmt, daß die 
Zahl der ernannten Mitglieder einſchließlich des Vorſitzenden die Hälfte der 
gewählten Mitglieder nicht überſchreitet. 

Alle drei Jahre ſcheidet je die Hälfte der ernannten und der gewählten 
Mitglieder, und zwar bei ungerader Zahl das erſtemal die größere Hälfte aus 
und wird durch neue Ernennungen beziehungsweiſe Wahlen erſetzt. Die das 
erſtmal Ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt; die Ausſcheidenden 
können wieder ernannt beziehungsweiſe gewählt werden. 


8.36. 

Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion, welcher zugleich die Intereſſen 
des Staates vertritt, hat innerhalb ſeines Veranlagungsbezirkes die Geſchäftsführung 
der Vorſitzenden der Voreinſchätzungskommiſſionen zu beaufſichtigen und das 
Veranlagungsgeſchäft zu leiten. Er iſt dafür verantwortlich, daß die geſamte 
Veranlagung in ſeinem Bezirke nach den beſtehenden Vorſchriften zur Ausführung 
gelangt. 

Der Vorſitzende hat insbeſondere die Perſonenſtands— und Einkommens— 
nachweiſungen (§§ 22, 24) zu prüfen, die öffentlichen Bekanntmachungen wegen 
Abgabe der Steuererklärungen zu erlaſſen G 25) und diejenigen nicht bereits mit 
einem Einkommen von mehr als 3000 Mark veranlagten Steuerpflichtigen, bei 
welchen ein dieſen Betrag überſteigendes Einkommen anzunehmen iſt, zur Abgabe 
beziehungsweiſe Erneuerung der Steuererklärung beſonders aufzufordern. Die 
ſämtlichen eingegangenen Steuererklärungen ſind von ihm zu prüfen. 

) In den Hohenzollernſchen Landen tritt an Stelle des Kreiſes: der Oberamtsbezirk 
an Stelle des Landrats und der Kreisvertretung: der Oberamtmann und die Amtsverſammlung 
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behufs Prüfung der Steuererklärungen, hat der Vorſitzende über die Beſitz⸗, Ver⸗ 
mögens⸗ und Einkommensverhältniſſe der Steuerpflichtigen möglichſt vollſtändige 
Nachrichten einzuziehen. 

Hierbei kann er ſich nach ſeinem Ermeſſen der Mitwirkung der Gemeinde— 
(Guts-)Vorſtände und der Verwaltungsbehörden bedienen, welche feinen Auf— 
forderungen Folge zu leiſten ſchuldig ſind. Er iſt befugt, die Voreinſchätzungs— 
kommiſſionen zu einer beſonderen Außerung über die Beſitz-, Vermögens- und 
Einkommensverhältniſſe einzelner Steuerpflichtiger zu veranlaſſen. 

Der Vorſitzende kann den Steuerpflichtigen auf Antrag oder von Amts 
wegen Gelegenheit zur perſönlichen Verhandlung über die für die Veranlagung 
erheblichen Tatſachen und Verhältniſſe gewähren. 

Sämtliche Staats- und Kommunalbehörden haben die Einſicht aller die 
Einkommensverhältniſſe der Steuerpflichtigen betreffenden Bücher, Akten, Ur- 
kunden uſw. zu geſtatten und auf Erſuchen Abſchriften aus denſelben zu erteilen, 
ſofern nicht beſondere geſetzliche Beſtimmungen oder dienſtliche Rückſichten entgegen— 
ſtehen. Die Einſicht der Bücher, Akten ufw. der Sparkaſſen iſt nicht geſtattet. 


§ 37. 

Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion hat die von der Vorein— 
ſchätzungskommiſſion vorgeſchlagenen Steuerſätze ($ 33) zu prüfen und, ſoweit 
dieſelben nicht von ihm beanſtandet werden, feſtzufetzen. 

In betreff derjenigen Steuerpflichtigen, bezüglich welcher ein Vorſchlag der 
Voreinſchätzungskommiſſion nicht vorliegt, oder der Vorſchlag von ihm beanſtandet 
wird, hat er die Verhandlungen der Veranlagungskommiſſion zur Beſchlußfaſſung 
vorzulegen und zu dieſem Behufe das nach ſeinem Ermeſſen für jeden Steuer— 
pflichtigen zutreffende Einkommen, getrennt nach den verſchiedenen Quellen, in 
die Einkommensnachweiſung einzutragen und den nach Vorſchrift dieſes Geſetzes 
zu entrichtenden Steuerſatz vorzuſchlagen. 


§ 38. 


Dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion können zur Bearbeitung 
der Einkommenſteuerſachen von der Regierung Hilfsbeamte zugeordnet werden. 
Dieſelben können an den Kommiſſionsſitzungen als Stellvertreter des Vorſitzenden 
oder mit beratender Stimme teilnehmen; ihre ſonſtigen Rechte und Pflichten 
werden nach den hierüber von dem Finanzminiſter zu erlaſſenden allgemeinen 
Anweiſungen von der Regierung feſtgeſetzt. 


$ 39. 
Beſtehen gegen die Angaben einer Steuererklärung Bedenken, ſo hat der 
Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion dieſelben dem Steuerpflichtigen mitzuteilen 
mit der Aufforderung, binnen einer auf mindeſtens zwei Wochen zu beſtimmenden 
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Friſt fich darüber zu erklären oder beſtimmte Fragen über noch aufzuklärende, 
für die Veranlagung erhebliche Punkte zu beantworten und Beweismittel für 
ſeine Angaben beizubringen. 

Die von dem Steuerpflichtigen angebotenen, an ſich zuläſſigen Beweiſe 
müſſen erhoben werden, inſoweit die unter Beweis geſtellten Tatſachen für die 
Veranlagung erheblich ſind und nicht ohnehin als richtig angenommen werden. 


§ 40. 

Der Veranlagungskommiſſi ion ſind die vom Vorſitzenden eingezogenen Nach— 
richten, die eingegangenen Steuererklärungen, die darüber geführten Verhand— 
lungen und alle Unterlagen für die Veranlagung zur Prüfung vorzulegen. 

Sie hat das Recht, von den nach § 36 Abſ. 4, 5, 6 und § 39 Abſ. 1 
dem Vorſitzenden zuſtehenden Hilfsmitteln auch ihrerseits Gebrauch zu machen. 

Die Veranlagungskommiſſion kann außerdem die uneidliche Vernehmung 
von Zeugen oder Sachverſtändigen veranlaſſen. Die zu Vernehmenden dürfen 
die Auskunftserteilung nur unter den Vorausſetzungen ablehnen, welche nach der 
Zivilprozeßordnung (§§ 383 bis 385, 407, 408) zur Ablehnung eines Zeug— 
niſſes oder Gutachtens berechtigen. 

Auf Beſchluß der Veranlagungskommiſſion ift der Steuerpflichtige verbunden, 
feine Wirtſchafts⸗ oder Geſchäftsbücher, Verträge, Schuldverſchreibungen, Zins— 
quittungen oder andere in ſeinem Beſitze A Schriftſtücke, welche zur Feſt— 
ſtellung der für die Veranlagung weſentlichen Tatſachen dienen können, zur 
Einſicht und Prüfung vorzulegen. Die Einſicht und Prüfung der Geſchäftsbücher 
erfolgt in der Regel durch ein von der Kommiſſion zu entſendendes Mitglied 
und auf Antrag des Steuerpflichtigen unter Zuziehung eines von ihm vorzu— 
ſchlagenden Beiſtandes. 

Inſoweit für die ziffermäßige Berechnung des Einkommens eines Steuer— 
pflichtigen ausreichende Unterlagen nicht vorliegen, haben die Kommiſſionen die 
Höhe des Einkommens unter Würdigung aller Umſtände nach freier Überzeugung 


zu ſchätzen. 


§ 41. 

Auf Grund des Ergebniſſes der ſtattgehabten Verhandlungen ſetzt die 
Veranlagungskommiſſion den zutreffenden Steuerſatz feſt. 

Hierbei darf ſie von den tatſächlichen Angaben einer Steuererklärung nur 
inſoweit abweichen, als die dagegen obwaltenden Bedenken dem Steuerpflichtigen 
vorher mitgeteilt find und entweder der Steuerpflichtige der gemäß § 39 Abi. 1, 
§40 Abſ. 4 an ihn gerichteten Aufforderung nicht nachgekommen iſt oder nach dem 
pflichtgemäßen Ermeſſen der Kommiſſion die Bedenken weder durch die von ihm 
darauf abgegebenen Erklärungen noch durch die ſonſtigen Erhebungen beſeitigt ſind. 


§ 42. 
Das Ergebnis der Veranlagung hat der Vorſitzende der Veranlagungs— 
kommiſſion jedem Steuerpflichtigen mittels einer, zugleich eine Belehrung über 
das zuläſſige Rechtsmittel enthaltenden Zuſchrift bekannt zu machen. 
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Die Ausfertigung der Zuſchriften für die mit Einkommen von nicht mehr 
als 3000 Mark veranlagten Steuerpflichtigen kann mit den Steuerzetteln verbunden 
und nebſt der Zuftellung dem Gemeinde-(Guts-) Vorſtande übertragen werden. 

Die dazu erforderlichen Formulare werden den Gemeinden und Gutsbezirken 
vom Staate geliefert. 


5. Rechtsmittel. 
a. Allgemeine Beſtimmungen. 


§ 43. 


I. Gegen das Ergebnis der Veranlagung ſtehen ſowohl dem Steuerpflich— 
tigen als auch dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion als Rechtsmittel zu: 
1. wenn die Veranlagung zu einem Einkommen von nicht mehr als 
3000 Mark erfolgt iſt, der Einſpruch an die Veranlagungskommiſſion 
und gegen die auf dieſen Einſpruch ergehende Entſcheidung der Ver⸗ 
anlagungskommiſſion die Berufung an die Berufungskommiſſion. Der 
Vorſitzende hat das Rechtsmittel des Einſpruchs und der Berufung 
auch in dem Falle des § 37 Abſ. 1. 
2. wenn die Veranlagung zu einem Einkommen von mehr als 3000 Mark 
erfolgt iſt, die Berufung an die Berufungskommiſſion. 
II. Iſt durch die Entſcheidung der Berufungskommiſſion in dem Falle I 
Nr. 1 das ſteuerpflichtige Einkommen auf mehr als 3000 Mark feſtgeſetzt, ſo 
ſteht dagegen dem Steuerpflichtigen das Rechtsmittel der Beſchwerde an das 
Oberverwaltungsgericht zu. 
III. Gegen die Entſcheidung der Berufungskommiſſion in dem Falle 1 Nr. 2 
ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen als auch dem Vorſitzenden der Berufungskom⸗ 
miſſion das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. 


$ 44. 


Jedes Rechtsmittel ift binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen anzu— 
bringen, welche für die Kommiſſionsvorſitzenden von dem Tage des angefochtenen 
Beſchluſſes, für die Steuerpflichtigen von der Zuſtellung der Benachrichtigung 
($ 42) beziehungsweiſe von der Zuſtellung der Rechtsmittelentſcheidung ab läuft. 
Der Einſpruch und ebenſo die Berufung des Steuerpflichtigen ſind bei dem Vor— 
ſitzenden der Veranlagungskommiſſion, die Berufung des Vorſitzenden der Ver— 
anlagungskommiſſion und die Beſchwerde des Steuerpflichtigen bei dem Vor— 
figenden der Berufungskommiſſion, die Beſchwerde des Vorſitzenden der Berufungs⸗ 
kommiſſion bei dem Oberverwaltungsgericht einzureichen. 

Die unrichtige Bezeichnung eines Rechtsmittels und die Anbringung des— 
ſelben bei einer nach Abſ. 1 hinſichtlich des Rechtsmittels nicht zuſtändigen Be— 
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hörde find für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsmittels belanglos. Rechts— 
mittel, die bei einer nicht zuſtändigen Behörde angebracht werden, ſind der zur 
Entſcheidung zuſtändigen Stelle zu übermitteln. 


b. Einſpruch. 


$ 45. 

Über die Einſprüche entfcheidet die Veranlagungskommiſſion. 

Bei Einlegung des Einſpruchs ſind die zu ſeiner Begründung dienlichen 
Tatſachen und Beweismittel anzuführen. 

Auf Antrag ſind dem Steuerpflichtigen die der Veranlagung zu Grunde 
liegenden Annahmen mitzuteilen. 

Dieſe Mitteilung kann auch von Amts wegen erfolgen, wenn der Inhalt 
der Einſpruchsſchrift dazu Anlaß gibt. 

Behufs Prüfung des Einſpruchs können die Veranlagungskommiſſion und 
deren Vorſitzender eine genaue Feſtſtellung der Vermögens- und Einkommensver⸗ 
hältniſſe des Steuerpflichtigen unter Anwendung der im § 40 genannten Hilfs⸗ 
mittel veranlaſſen. 5 


c. Berufung. 


§ 46. 

Für jeden Regierungsbezirk wird unter dem Vorſitz eines von dem Finanz⸗ 
miniſter zu ernennenden Regierungskommiſſars eine Berufungskommiſſion gebildet, 
deren Mitglieder teils von der Regierung ernannt, teils von dem Provinzialaus- 
ſchuß⸗) aus den Einwohnern des Regierungsbezirkes, unter möglichſter Berüd- 
ſichtigung der verſchiedenen Arten des Einkommens, auf die Dauer von ſechs 
Jahren gewählt werden. 

Die Mitglieder der für die Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin zu bildenden 
Berufungskommiſſion werden teils von dem Finanzminiſter ernannt, teils von dem 
Magiſtrat und der Stadtwerordnetenverfammlung in gemeinſchaftlicher Sitzung 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters gewählt. 

Die Zahl der Mitglieder der Berufungskommiſſion wird für jeden Bezirk von 
dem Finanzminiſter nach Maßgabe der Vorſchrift im § 35 Abſ. 2 feſtgeſetzt. 
Die Beſtimmungen im § 35 Abſ. 3 finden entſprechende Anwendung. 


$ 47. 

Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion ift in bezug auf die richtige Feſt⸗ 
ſtellung der Steuer der Vertreter der Staatsintereſſen für feinen Bezirk. Ihm 
liegt die obere Leitung des geſamten Veranlagungsgeſchäfts im Bezirk ob. Er 
hat die gleichmäßige Anwendung der Veranlagungsgrundſätze zu überwachen, die 


) In den Hohenzollernſchen Landen: von dem Landesausſchuſſe. 
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Geſchäftsführung der Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſionen zu beaufſichtigen 
und für die rechtzeitige Vollendung des Veranlagungsgeſchäfts zu ſorgen. 


$ 48. 

Die Berufungskommiſſion entſcheidet über alle gegen das Verfahren und 
die Entſcheidungen der Veranlagungskommiſſion angebrachten Beſchwerden und 
Berufungen, ſoweit nicht im § 43 J Nr. 1 etwas anderes beſtimmt iſt. 

Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion veranlaßt diejenigen Beweis— 
erhebungen, zu welchen das Berufuͤngsvorbringen Anlaß gibt. 

Die Vorſchriften im § 45 Abſ. 2 bis 5 finden auf das Berufungsverfahren 
entſprechende Anwendung. 

Die Berufungskommiſſion und deren Vorſitzender können ferner die Be— 
eidigung des Zeugniſſes oder Gutachtens der vernommenen Zeugen beziehungs— 
weiſe Sachverſtändigen vor dem zuſtändigen Amtsgericht erfordern. 

Die Vorſchrift im § 39 Abſ. 2 findet auch im Rechtsmittelverfahren An— 
wendung. Ergibt ſich, daß die im § 39 Abſ. 1 vorgeſchriebene Mitteilung unter— 
blieben war, ſo iſt dies nachzuholen. 

Die Berufungskommiſſion hat die Perſonenſtands- und Einkommensnach— 
weiſungen ſorgfältig zu prüfen; die von ihr gezogenen Erinnerungen ſind bei der 
Veranlagung für das nächſte Steuerjahr zu beachten. 


d. Beſchwerde. 
$ 49. 

Die Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht (§ 43 II. III) kann nur 

darauf geſtützt werden, 

1. daß die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf 
der unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechtes, insbeſondere auch 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Ver 
ordnungen beruhe; 

2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 

In der Beſchwerde iſt anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung 

oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes oder worin die behaupteten 
Mängel des Verfahrens gefunden werden. 


$ 50. 


Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion überreicht die bei ihm ein— 
gegangene Beſchwerde des Steuerpflichtige mit feiner Gegenerklärung, ſoweit er 
ſolche für erforderlich erachtet, dem Oberverwaltungsgerichte. Die Beſchwerde des 
Vorſitzenden der Berufungskommiſſion wird dem Steuerpflichtigen zur ſchriftlichen 
Gegenerklärung innerhalb einer beſtimmten von einer bis zu vier Wochen zu 
bemeſſenden Friſt zugefertigt. 
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§ 51. 

Das Oberverwaltungsgericht erläßt ſeine Entſcheidungen in nicht öffentlicher 
Sitzung, der Regel nach ohne vorherige mündliche Anhörung des Steuerpflichtigen. 

Es kann jedoch dem Steuerpflichtigen von Amts wegen oder auf Antrag 
Gelegenheit zur perſönlichen Verhandlung über den Gegenſtand der Beſchwerde 
gewähren. 

Bei ſeiner Entſcheidung iſt es an diejenigen Gründe nicht gebunden, welche 
zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge geltend gemacht worden ſind. 


§ 52. 

Erachtet das Oberverwaltungsgericht die Beſchwerde für begründet, ſo kann 
es die Angelegenheit zur anderweiten Entſcheidung an die Berufungskommiſſion 
zurückgeben oder ſelbſt die Steuerfeſtſetzung berichtigen. Im erſteren Falle ſind 
die von dem Gerichtshof über die Auslegung und Anwendung der geſetzlichen 
Vorſchriften gegebenen Weiſungen zu befolgen. 


§ 53. 

Über Beſchwerden, welche das Verfahren des Vorſitzenden der Berufungs— 
kommiſſion aus Anlaß der nach § 49 eingereichten Beſchwerden betreffen, beſchließt 
das Oberverwaltungsgericht. 

ö § 54. 

Im übrigen finden auf das Verfahren zum Zwecke der Entſcheidung über 
die Beſchwerden (§ 49) die über das Verwaltungsſtreitverfahren auf Klagen vor 
dem Oberverwaltungsgerichte beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſondere 
diejenigen des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetz-Samml. S. 195), des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungs— 
gerichte uſw., vom 2. Mu 180 (Geſetz-Samml. 1880 S. 328) und des Ge— 
ſetzes zur Abänderung des $ 29 des letzteren vom 27. Mai 1888 Geſetz-Samml. 
S. 226) mit der Maßgabe ſinngemäße Anwendung, daß die Erhebung eines 
Pauſchquantums auch dann ſtattfindet, wenn die Entſcheidung ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erfolgt iſt, und daß ein Anſpruch auf Erſatz der An— 
waltsgebühren nicht ſtattfindet. 


6. Geſchäftsordnung der Kommiſſionen. 


$ 55. 

Für ſämtliche Vorſitzende und Mitglieder der Voreinſchätzungs-, Veran— 
lagungs- und Berufungskommiſſionen ſind Stellvertreter in gleicher Weiſe wie 
die Vorſitzenden oder Mitglieder zu ernennen beziehungsweiſe zu wählen. Die 
Beſtimmungen im § 35 Abſ. 3 finden auf die Stellvertreter entſprechende An— 
wendung. 
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Wegen Annahme und Ablehnung der nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
ſtattfindenden Ernennungen und Wahlen finden die Beſtimmungen der §§ 8, 25 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 (Geſetz-Samml. S. 661) *) ſinngemäße 
Anwendung. 

Als Mitglieder der Kommiſſionen ſind, abgeſehen von den durch die be— 
züglichen Beſtimmungen vorgeſchriebenen beſonderen Vorausſetzungen, nur ſolche 
Perſonen wählbar, welche das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben 
und ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 


§ 56. 

Die Vorſitzenden der Kommiſſionen haben die letzteren zuſammenzuberufen, 
deren Geſchäfte vorzubereiten und zu leiten ſowie die nicht von ihnen durch Ein— 
legung von Rechtsmitteln angefochtenen Kommiſſionsbeſchlüſſe auszuführen. 

Nach Bedürfnis können zur Erledigung der den Kommiſſionen obliegenden 
Geſchäfte Unterkommiſſionen gebildet werden. 

Die Kommiſſionen beziehungsweiſe Unterkommiſſionen faſſen ihre Beſchlüſſe 
nach Stimmenmehrheit. Dem Vorſitzenden ſteht volles Stimmrecht zu. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Solange über die Einſchätzung oder Berufung eines Kommiſſionsmitglieds 
oder ſeiner Verwandten oder Verſchwägerten in auf- und abſteigender Linie oder 
bis zum dritten Grade der Seitenlinien beraten und abgeſtimmt wird, hat das— 
ſelbe abzutreten. 

Ergeben ſich dieſe Vorausſetzungen hinſichtlich der Perſon des Vorſitzenden, 
jo hat derſelbe die Führung des Vorſitzes einem der Kommiſſionsmitglieder zu 
übertragen. 

Die Ausfertigung der Kommiſſionsbeſchlüſſe und Entſcheidungen ſind von 
dem Vorſitzenden zu vollziehen. 

$ 57. 

Die Mitglieder der Kommiſſionen haben dem Vorſitzenden mittels Hand— 
ſchlags an Eidesſtatt zu geloben, daß fie bei den Kommiſſionsverhandlungen ohne 
Anſehen der Perſon nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen verfahren und die Ver— 
handlungen ſowie die hierbei zu ihrer Kenntnis gelangenden Verhältniſſe der 
Steuerpflichtigen ſtrengſtens geheim halten werden. 

Das gleiche Gelöbnis haben vor einem von der Regierung zu ernennenden 
ne diejenigen Vorſitzenden abzulegen, welche nicht ſchon als Beamte ver- 
eidigt ſind. 

Die bei der Steuerveranlagung beteiligten Beamten ſind zur Geheimhaltung 
der Kommiſſionsverhandlungen ſowie der zu ihrer Kenntnis gelangenden Ver— 
hältniſſe der Steuerpflichtigen kraft des von ihnen geleiteten Aitseides ver— 


) In den Hohenzollernſchen Landen: die SS 5, 51 der Hohenzollernſchen Amts- und 
Landesordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 9. Oktober 1900 (Geſetz-Samml. S. 323). 
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pflichtet. Die Steuererklärungen ſind unter Verſchluß aufzubewahren und dürfen, 
ebenſo wie die Kommiſſionsverhandlungen über dieſelben, nur zur Kenntnis durch 
ihren Amtseid zur Geheimhaltung verpflichteter Beamten gelangen. 


$ 58. 

Die von den Vorſitzenden der Kommiſſionen zu bewirkenden Zuftellungen 
an Steuerpflichtige ſind durch einen öffentlichen Beamten unter Beſcheinigung der 
Behändigung auszuführen. Die Poſt kann um die Bewirkung der Zuſtellung 
erſucht werden. In beiden Fällen gilt die Zuſtellung für vollzogen, auch wenn 
die Annahme verweigert wird. 

Sind Wohnſitz und Aufenthalt eines Steuerpflichtigen unbekannt, ſo kann 
die Zuſtellung an denſelben durch Anheftung des zuzuſtellenden Schriftſtücks an 
der zu Aushängen der Gemeinde des Veranlagungsorts beſtimmten Stelle er— 
folgen. Die Zuſtellung gilt für vollzogen, wenn ſeit der Anheftung zwei Wochen 
verſtrichen ſind. Auf die Gültigkeit der Zuſtellung hat es keinen Einfluß, wenn 
das Schriftſtück von dem Orte der Anheftung zu früh entfernt wird. 

Die außerhalb Preußens zu bewirkenden Zuſtellungen können mittels ein⸗ 
geſchriebener Briefe erfolgen. Die Zuſtellung gilt mit der Aufgabe zur Poſt für 
vollzogen. 

s Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung auf die Zu— 
ſtellung der Steuerzettel in den Fällen des § 42 Abſ. 2 durch die Gemeinde— 
(Guts) Vorſtände. 

$ 59. 

Unterläßt der berechtigte Kommunalverband, ungeachtet gehöriger Auf- 
forderung, die Wahl der Kommiſſionsmitglieder, oder verweigert eine Kommiſſion 
die Erledigung der ihr übertragenen Geſchäfte, ſo ſind dieſe für die betreffende 
Veranlagungsperiode auf Verfügung der Aufſichtsbehörde von dem Vorſitzenden 
wahrzunehmen. Vor Beginn des nächſten Veranlagungsgeſchäfts hat eine Neu— 
wahl der wählbaren Kommiſſionsmitglieder zu erfolgen. 


IV. Oberaufſicht. 
§ 60. 

Die oberſte Leitung des Veranlagungsgeſchäfts im Staate gebührt dem 
Finanzminiſter, welcher zugleich über Beſchwerden gegen das Verfahren der 
Berufungskommiſſionen und der Vorſitzenden derſelben, mit Ausnahme der Rechts— 
mittel ($ 49), zu entſcheiden hat. 


V. Veränderung der veranlagten Steuer innerhalb des Steuerjahrs. 
§ 61. 

Die Veranlagung der Einkommenſteuer erfolgt für jedes Rechnungsjahr 

(Steuerjahr). E 


s. | 


$ 62. 


Die Vermehrung des Einkommens während des laufenden Steuerjahrs 
begründet keine Veränderung in der ſchon erfolgten Veranlagung. Tritt die 
Vermehrung infolge Erb- oder Fideikommißanfalls, Vermächtniſſes, Überlaſſungs— 
vertrags zwiſchen Eltern und Kindern, Verheiratung oder Schenkung ein, ſo 
ſind die Erwerber entſprechend der Vermehrung ihres Einkommens anderweit zu - 
veranlagen und zur Entrichtung der Steuer von dem Beginne des auf den 
Anfall folgenden Monats ab verpflichtet. 


§ 63. 

Wird nachgewieſen, daß während des laufenden Steuerjahrs infolge des 
Wegfalls einer Einnahmequelle oder infolge außergewöhnlicher Unglücksfälle das 
Einkommen eines Steuerpflichtigen um mehr als den fünften Teil vermindert 
worden iſt oder das wegfallende Einkommen anderweit zur Einkommenſteuer 
herangezogen wird, ſo kann vom Beginne des auf den Eintritt der Einkommens— 
verminderung folgenden Monats ab eine dem verbliebenen Einkommen ent— 
ſprechende Ermäßigung der Einkommenſteuer beanſprucht werden. 


$ 64. 


Im übrigen tritt innerhalb des Steuerjahrs eine Veränderung in den 
Steuerrollen nur ein entweder infolge von Zugängen, indem Perſonen durch 
Zuzug aus anderen Bundesſtaaten und aus dem Auslande, durch Austritt aus 
einer beſteuerten Haushaltung, durch Ausſcheiden aus dem Militärdienſt uſw. 
fteuerpflichtig werden, oder infolge von Abgängen, indem bei Steuerpflichtigen 
die Vorausſetzungen, an welche die Steuerpflicht geknüpft iſt, erlöſchen. 

Die Zu und Abgangſtellung erfolgt von dem Beginne des auf den Ein— 
tritt beziehungsweiſe das Erlöſchen der Steuerpflicht folgenden Monats ab. 


$ 65. 

Über die Steuerermäßigung ($ 63) hat die Regierung auf den bei dem 
Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion zu ftellenden Antrag zu befinden. Gegen 
ihre Entſcheidung ſteht dem Steuerpflichtigen binnen einer Ausſchlußfriſt von vier 
Wochen die bei der Regierung einzulegende Beſchwerde an den Finanzminiſter offen. 

Der Antrag iſt nur zuläſſig bis zu dem Ablaufe des dritten Monats 
nach dem Schluſſe desjenigen Steuerjahrs, in welchem die Einkommensminderung 
eingetreten iſt. 

In den Fällen der §§ 62 und 64 beſtimmt an Stelle der Veranlagungs- 
kommiſſion der Vorſitzende den zu entrichtenden Steuerſatz und den Zeitpunkt 
der Zu- oder Abgangsſtellung. Im übrigen finden wegen des Verfahrens bei 
der Veranlagung im Zugangswege ſowie wegen der Rechtsmittel die Vorſchriften 
der $$ 21 bis 54 Anwendung. 
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Die Feſtſtellung der Abgangsliſten, welche in den vom Finanzminiſter zu 
beſtimmenden Friſten einzureichen ſind, ſteht der Regierung zu. Gegen die Ent— 
ſcheidung der Regierung iſt die Beſchwerde nach Maßgabe der Beſtimmungen 
im Abſ. 1 geſtattet. 

§ 66. 

Steuerpflichtige, welche im Laufe des Steuerjahrs ihren Wohnſitz ver— 
ändern, haben ſich bei dem Gemeinde-(Guts-)Vorſtande des Abzugsorts ab- und 
bei dem des Anzugsorts, binnen zwei Wochen nach erfolgtem Anzuge, anzumelden 
und gleichzeitig über ihre erfolgte Veranlagung zur Einkommenſteuer auszuweiſen. 

Inſofern die polizeiliche Ab- und Anmeldung nicht bei dem Gemeinde— 
(Guts-) Vorſtande, ſondern bei einer anderen Behörde ſtattzufinden hat, vertritt 
die Ab- beziehungsweiſe Anmeldung bei der letzteren die Ab- beziehungsweiſe 
Anmeldung bei dem Gemeinde-(Guts-) Vorſtande. 

Den Gemeinde-(Guts-)Vorſtänden liegt nach den vom Finanzminiſter hier— 
über zu treffenden Anordnungen die Führung der Zu- und Abgangsliſten ob. 


VI. Steuererhebung. 


$ 67. 


Die veranlagte Steuer iſt in vierteljährlichen Beträgen in der erſten Hälfte 
des zweiten Monats eines jeden Vierteljahrs an die von der Steuerbehörde zu 
bezeichnende Empfangsſtelle abzuführen. 

Es ſteht dem Steuerpflichtigen frei, die ihm auferlegte Steuer auf mehrere 
Vierteljahre bis zum ganzen Jahresbetrag im voraus zu zahlen. 


8 68. 


Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung von Rechts— 
mitteln nicht aufgehalten, muß vielmehr, mit Vorbehalt ſpäterer Erſtattung, in 
den vorgeſchriebenen Friſten erfolgen. 

Außer dem Veranlagten haftet ſeine Ehefrau, deren Einkommen ihm gemäß 
K 10 zugerechnet worden iſt, für den auf dasſelbe nach Verhältnis zum veran— 
lagten Geſamteinkommen entfallenden Teil der veranlagten Einkommenſteuer. 


$ 69. 

Veranlagte Einkommenſteuerbeträge können in einzelnen Fällen nieder— 
geſchlagen werden, wenn deren zwangsweiſe Beitreibung die Steuerpflichtigen in 
ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz gefährden, oder wenn das Beitreibungsverfahren 
vorausſichtlich ohne Erfolg ſein würde. 
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§ 70. 


Die veranlagte Steuer iſt nicht zu erheben: 

1. von den Unteroffizieren und Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes, 
welche mit einem Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark veran— 
lagt find, für diejenigen Monate, in denen fie ſich im aktiven Dienfte. 
befinden; 

2. von dem Dienſteinkommen der Reichs- und Staatsbeamten und Offi— 
ziere während der Zugehörigkeit derſelben zur Beſatzung eines zum 
auswärtigen Dienſte beſtimmten Schiffes oder Fahrzeugs der Kaiſer— 
lichen Marine, und zwar vom erſten desjenigen Monats ab, welcher 
auf den Monat folgt, in welchem die heimiſchen Gewäſſer verlaſſen 
werden, bis zum Ablauf des Monats, in welchem die Rückkehr in 
dieſelben erfolgt. 


§ 71. 


1. Von Steuerpflichtigen (§ 1), welche Geſellſchafter einer in Preußen 
ſteuerpflichtigen Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (§ 1 Nr. 6) find, wird 
derjenige Teil der auf ſie veranlagten Einkommenſteuer nicht erhoben, welcher 
auf Gewinnanteile von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung entfällt. 

Iſt der Geſellſchafter eine der im § 1 Nr. 4 und 5 genannten nicht— 
phyſiſchen Perſonen, ſo gilt als der Berechnung des nicht zu erhebenden Betrags 
zu Grunde zu legendes Geſamteinkommen das nach § 15 ermittelte Einkommen, 
jedoch ohne den Abzug von 3½ Prozent des Kapitals. 

Die ſich nach Nr. 1 Abſ. 1 und 2 ergebenden, nicht auf volle Mark 
lautenden Steuerbeträge werden bis zum Betrage von weniger als 50 Pfennig 
nach unten, beim Betrage von 50 Pfennig und mehr nach oben auf den nächſten 
vollen Markbetrag abgerundet. s 

2. Iſt der von der Geſellſchaft im letztvergangenen Geſchäftsjahr erzielte 
Geſchäftsgewinn nur zu einem Teil in Preußen ſteuerpflichtig, ſo wird bei Be— 
rechnung des nicht zu erhebenden Betrags (Nr. 1) nur ein entſprechender Teil 
des auf den Geſellſchafter verteilten Gewinns berückſichtigt. 

3. Die Vorſchriften in Nr. 1 und 2 finden nur Anwendung, wenn 

a) die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in dem letztvergangenen Steuer— 
jahre zur Einkommenſteuer in Preußen herangezogen worden iſt, 

b) der Steuerpflichtige eine Steuererklärung abgegeben und in dieſer den 
von ihm empfangenen Geſchäftsgewinn beſonders bezeichnet hat, 

e) der Abzug des Einkommens des Steuerpflichtigen aus einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung von ſeinem ſteuerpflichtigen Geſamteinkommen 
eine Veränderung der Steuerſtufe zur Folge haben würde. 

Von dem Vorhandenſein der Vorausſetzung zu a wird bei der Veranlagung 

für 1907 abgeſehen. 
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4. Den außer Hebung zu ſetzenden Betrag beſtimmt der Vorſitzende der 
Veranlagungskommiſſion, gegen deſſen Entſcheidung dem Steuerpflichtigen die 
innerhalb vier Wochen bei dem Vorſitzenden einzulegende Beſchwerde an die 
Regierung offen ſteht. Gegen die Entſcheidung der Regierung iſt innerhalb vier 
Wochen die Beſchwerde an den Finanzminiſter zuläſſig. 


VII. Strafbeſtimmungen. 


§ 72. 

Wer wiſſentlich in der Steuererklärung oder bei Beantwortung der von 
zuſtändiger Seite an ihn gerichteten Fragen oder zur Begründung eines Rechts— 
mittels 

a) über ſein ſteuerpflichtiges Einkommen oder über das Einkommen der 

von ihm zu vertretenden Steuerpflichtigen unrichtige oder unvollſtändige 
Angaben macht, welche geeignet ſind, zur Verkürzung der Steuer zu 
führen, f 
p) ſteuerpflichtiges Einkommen, welches er nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes anzugeben verpflichtet iſt, verſchweigt, 
wird, wenn eine Verkürzung des Staates ſtattgefunden hat , mit dem vier- bis 
zehnfachen Betrage der Verkürzung, anderenfalls mit dem vier- bis zehnfachen 
Betrage der Jahresſteuer, um welche der Staat verkürzt werden ſollte, mindeſtens 
aber mit einer Geldſtrafe von einhundert Mark, beſtraft. 

An die Stelle dieſer Strafe tritt eine Geldſtrafe von zwanzig bis einhundert 
Mark, wenn aus den Umſtänden zu entnehmen iſt, daß die unrichtige oder 
unvollſtändige Angabe oder die Verſchweigung ſteuerpflichtigen Einkommens zwar 
wiſſentlich, aber nicht in der Abſicht der Steuerhinterziehung erfolgt iſt. 

Derjenige Steuerpflichtige, welcher, bevor eine Anzeige erfolgt oder eine 
Unterſuchung eingeleitet iſt, ſeine Angabe an zuſtändiger Stelle berichtigt oder 
ergänzt, beziehungsweiſe das verſchwiegene Einkommen angibt und die vorenthaltene 
Steuer in der ihm geſetzten Friſt entrichtet, bleibt ſtraffrei. 


8 73. 

Die Einziehung der hinterzogenen Steuer erfolgt neben und unabhängig 
von der Strafe. 

Die Verbindlichkeit zur Nachzahlung der Steuer verjährt in zehn Jahren 
und geht auf die Erben, jedoch für dieſe mit einer Verjährungsfriſt von fünf 
Jahren und nur auf Höhe ihres Erbanteils, über. Die Verjährungsfriſt 
beginnt mit Ablauf des Steuerjahrs, in welchem die Hinterziehung begangen 
wurde. 

Die Feſtſetzung der Nachſteuer ſteht der Regierung zu, gegen deren Ent⸗ 
ſcheidung nur Beſchwerde binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen an den 
Finanzwiniſter zuläſſig L 
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8 74. 


Wer die in Gemäßheit des $ 23 von ihm erforderte Auskunft verweigert 
oder ohne genügenden Entſchuldigungsgrund in der geſtellten Friſt gar nicht oder 
unvollſtändig oder unrichtig erteilt, wird mit einer Geldſtrafe bis dreihundert 
Mark beſtraft. S 

Wer der im $ 66 vorgeſchriebenen Verpflichtung zur An- und Abmeldung 
nicht rechtzeitig nachkommt, wird mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark beſtraft. 


8 75. 


Die bei der Steuerveranlagung beteiligten Beamten ſowie die Mitglieder 
der Kommiſſionen werden, wenn ſie die zu ihrer Kenntnis gelangten Erwerbs-, 
Vermögens- oder Einkommensverhältniſſe eines Steuerpflichtigen, insbeſondere 
auch den Inhalt einer Steuererklärung oder der darüber gepflogenen Verhand⸗ 
lungen unbefugt offenbaren, mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark 
oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft. 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag der Regierung oder des betroffenen 
Steuerpflichtigen ſtatt. 


8 76. 


Die auf Grund der 55 72, 74 und 75 feſtzuſetzenden, aber unbeitreiblichen 
Geldſtrafen ſind nach Maßgabe der für Übertretungen geltenden Beſtimmungen 
des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich (55 28 und 29) in Haft umzu⸗ 
wandeln. 

Die Unterſuchung und Entſcheidung in betreff der in den RR 72 und 74 
bezeichneten ſtrafbaren Handlungen ſteht dem Gerichte zu, wenn nicht der Be— 
ſchuldigte die von der Regierung vorläufig feſtgeſetzte Geldſtrafe nebſt den durch 
das Verfahren gegen ihn entſtandenen Koſten binnen einer ihm bekannt ge⸗ 
machten Friſt freiwillig zahlt. 

Die Regierungen ſind ermächtigt, hierbei eine mildere als die im $ 72 
vorgeſchriebene Strafe in Anwendung zu bringen. 

Hat der Beſchuldigte in Preußen keinen Wohnſitz, ſo erfolgt das Ein— 
ſchreiten des Gerichts ohne vorläufige Feſtſetzung der Strafe durch die Regierung. 
Dasſelbe findet ſtatt, wenn die Regierung aus ſonſtigen Gründen von der vor— 
läufigen Feſtſetzung der Strafe Abſtand zu nehmen erklärt oder der Angeſchuldigte 
hierauf verzichtet. 

Die Entſcheidung wegen der hinterzogenen Steuer verbleibt in allen Fällen 
den Verwaltungsbehörden. 

In betreff der Zuwiderhandlungen wegen der Verpflichtung zur Geheim— 
haltung ($ 75) findet nur das gerichtliche Strafverfahren ſtatt. 


Be 


VIII. Koſten. 
$ 77. 

Die Gemeinden tragen die Koſten für die bei der Veranlagung ihnen über— 
tragenen Geſchäfte. 

Im übrigen fallen die Koſten der Veranlagung der Staatskaſſe zur Laſt. 
Jedoch ſind diejenigen Koſten, welche durch die gelegentlich der eingelegten Rechts— 
mittel erfolgenden Ermittelungen veranlaßt werden, von dem Steuerpflichtigen 
zu erſtatten, wenn ſich ſeine Angaben in weſentlichen Punkten als unrichtig 
erweiſen. Die Feſtſetzung der zu erſtattenden Koſten erfolgt durch die Regierung, 
gegen deren Feſtſetzung binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen die bei der 
Regierung anzubringende Beſchwerde an den Finanzminiſter geſtattet iſt. 


§ 78. 

Die Mitglieder der Veranlagungs- und Berufungskommiſſionen erhalten 
aus der Staatskaſſe Reiſekoſten und Tagegelder, deren Sätze im Wege der 
Königlichen Verordnung gemäß $ 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 Geſetz⸗ 
Samml. S. 122) — Artikel I der Verordnung vom 15. April 1876 Geſetz— 
Samml. S. 107) beſtimmt werden. 

Die Mitglieder der vereinigten Voreinſchätzungskommiſſionen (§ 32 Abſ. 3 
und 4) erhalten für ihre Teilnahme an den Sitzungen Verſäumnisgebühren, 
deren Beſtimmung gleichfalls durch Königliche Verordnung erfolgt. 

Die Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige werden nach den in Zivil— 
prozeſſen zur Anwendung kommenden Vorſchriften berechnet. 


IX. Heranziehung zu Kommunalabgaben ſowie Regelung 
des Wahlrechts. 


$ 79, 

Sind zu den Beiträgen und Laſten, welche kommunale und andere 
öffentliche (Schul-, Kirchen- uſw.) Verbände nach dem Maßſtabe der Einkommen— 
ſteuer aufzubringen beziehungsweiſe zu verteilen haben, Perſonen mit Einkommen 
von nicht mehr als 900 Mark heranzuziehen, ſo erfolgt deren Veranlagung auf 
Grund nachſtehender fingierter Normalſteuerſätze: 

bei einem Jahreseinkommen 
von mehr als bis einſchließlich Jahresſteuer 


— Mark 420 Mark % Prozent des ermittelten 
ſteuerpflichtigen Einkommens 


bis zum Höͤchſtbetrage von 


1,20 Mark 
420 660 „ 2,10 Mark 
660 - 900 „ 4 dwl 


54* 


. 


Die vorbezeichneten Perſonen können, wenn die Deckung des Bedarfs des 
betreffenden Verbandes ohne deren Heranziehung geſichert iſt, von der Beitrags— 
pflicht entbunden oder mit einem geringeren Prozentſatz als das höhere Ein— 
kommen herangezogen werden; ihre Freilaſſung muß erfolgen, ſofern ſie im Wege 
der öffentlichen Armenpflege fortlaufende Unterſtützung erhalten. 


§ 80. 

Die Veranlagung ($ 79) geſchieht durch die Voreinſchätzungskommiſſionen 
($ 32) unter Anwendung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 

Die Beſchlüſſe der Voreinſchätzungskommiſſion unterliegen der Prüfung des 
Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion, beanſtandet derſelbe einen Beſchluß, 
ſo erfolgt die Feſtſetzung des Steuerſatzes durch die Veranlagungskommiſſion. 

Die feſtgeſetzte Steuerliſte iſt vierzehn Tage lang öffentlich auszulegen und 
der Beginn der Auslegung in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Gegen die Veranlagung ſteht dem Steuerpflichtigen binnen einer Ausſchluß— 
friſt von vier Wochen nach Ablauf der Auslegungsfriſt die Berufung zu, und zwar 

a) wenn die Veranlagung durch die Voreinſchätzungskommiſſion ohne Bes 

anſtandung erfolgt iſt, an die Veranlagungskommiſſion, 

b) wenn die Feſtſetzung des Steuerſatzes durch die Veranlagungskommiſſion 

ſtattgefunden hat, an die Berufungskommiſſion. 


§ 81). 

Für die Feſtſtellung der nach dem Maßſtabe der Beſteuerung geregelten 
Wahl⸗, Stimm- und ſonſtigen Berechtigungen in den öffentlichen Verbänden ($ 79) 
treten an die Stelle der bisherigen Klaſſenſteuerſätze die in den $$ 17, 79 vor— 
geſehenen entſprechenden Steuerſätze, falls aber die Veranlagung in Gemäßheit 
des § SO nicht ſtattgefunden hat, die den betreffenden Klaſſenſteuerſtufen ent⸗ 
ſprechenden Einkommensbezüge. 

$ 829). 
Soweit nach den beſtehenden Beſtimmungen in Stadt- und Landgemeinden 
das Bürgerrecht beziehungsweiſe das Stimm- und Wahlrecht in Gemeinde— 
angelegenheiten an die Bedingung eines jährlichen Klaſſenſteuerbetrags von 6 Mark 
geknüpft iſt, tritt bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung des Gemeindewahl— 
rechts an die Stelle des genannten Satzes der Steuerſatz von 4 Mark beziehungs⸗ 
weiſe ein Einkommen von mehr als 660 Mark bis 900 Mark. 

In denjenigen Landesteilen, in welchen für die Gemeindevertreterwahlen die 
Wähler nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Steuern in Ab— 
teilungen geteilt werden, tritt an Stelle eines 6 Mark Einkommenſteuer über— 
ſteigenden Steuerſatzes, an welchen durch Ortsſtatut das Wahlrecht geknüpft wird, 
der Steuerſatz von 6 Mark. 


) Die 55 81, 82 finden in den Hohenzollernſchen Landen keine Anwendung. 


„ 


Wo ſolche Ortsſtatuten nach beſtehenden Kommunalordnungen zuläſſig ſind, 
kann das Wahlrecht von einem niedrigeren Steuerſatze beziehungsweiſe von einem 
Einkommen bis 900 Mark abhängig gemacht werden. Eine Erhöhung iſt nicht 
zuläſſig. 

X. Schlußbeſtimmungen. 
K 83. 

Die in dieſem Geſetze den Regierungen zugewieſenen Befugniſſe und Ob— 
liegenheiten werden für die Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin von der Direktion 
für die Verwaltung der direkten Steuern in Berlin wahrgenommen. 


§ 84. 

Die in dieſem Geſetze beſtimmten Ausſchlußfriſten ſowie die Friſt zur Ein— 
reichung der Steuererklärungen werden für die in außereuropäiſchen Ländern und 
Gewäſſern Abweſenden auf ſechs Monate, für andere außerhalb des Deutſchen 
Reichs Abweſende auf ſechs Wochen, für die übrigen Abweſenden auf drei 
Wochen verlängert. 

$ 85. 

Ein Steuerpflichtiger, welcher entgegen den Vorschriften des Geſetzes uns 
veranlagt geblieben iſt, iſt zur Entrichtung des der Staatskaſſe entgangenen 
Steuerbetrags verpflichtet. Die gleiche Verpflichtung tritt ein, wenn mit Bezug 
auf einen veranlagten Steuerpflichtigen, ohne daß eine ſtrafbare Hinterziehung 
von Steuer ſtattgefunden hätte (55 72, 73), nachträglich neue Tatſachen oder 
Beweiſe ermittelt werden, welche eine höhere Veranlagung des Steuerpflichtigen 
begründen. Die Verpflichtung erſtreckt ſich auf die drei Steuerjahre zurück, welche 
dem Steuerjahr, in dem die Verkürzung feſtgeſtellt worden, vorausgegangen ſind. 

Die Verpflichtung zur Zahlung der Nachſteuer geht auf die Erben, jedoch 
nur bis zur Höhe ihres Erbteils, über. 

Die Veranlagung der Nachſteuer erfolgt einheitlich für den ganzen Zeit- 
raum, auf welchen ſich die Verpflichtung erſtreckt, nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes. 

§ 86. 

Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, die Vorausſetzungen zu beſtimmen, unter 
welchen in den Fällen der $$ 62 und 85 von der Nachforderung geringfügiger 
Steuerbeträge abzuſehen iſt. 

87. 

Soweit das gegenwärtige Geſetz abweichende Beſtimmungen nicht enthält, 
finden die Vorſchriften des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen 
Abgaben vom 18. Juni 1840 (Geſetz-Samml. S. 140) auf die Einkommenſteuer 
Anwendung. 


R 88. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
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Ergänzungsſteuergeſetz. 


81. R 
Vom 1. April 1895 ab wird eine Ergänzungsſteuer nach Maßgabe der 
folgenden Beſtimmungen erhoben. 


I. Steuerpflicht. 
82. 


Der Ergänzungsſteuer unterliegen: 

I. die im § 1 des Einkommenſteuergeſetzes zu Nr. 1 bis 3 bezeichneten 
phyſiſchen Perſonen nach dem Geſamtwert ihres ſteuerbaren Ver— 
mögens ($ 4); 

II. ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit, Wohnſitz oder Aufenthalt alle 
phyſiſchen Perſonen nach dem Werte 

a) ihres preußiſchen Grundbeſitzes, 

b) ihres dem Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft, einſchließlich 
der Viehzucht, des Wein-, Obſt- und Gartenbaues, dem Betriebe 
des Bergbaues oder eines ſtehenden Gewerbes in Preußen dienenden 
Anlage- und Betriebskapitals. 


§ 3. 
Befreit von der Ergänzungsſteuer ſind die gemäß § 3 des Einkommen— 
ſteuergeſetzes zu Nr. 1 bis 4 von der Einkommenſteuer befreiten Perſonen. 
Die Befreiungen zu Nr. 3 und 4 daſelbſt erſtrecken ſich nicht auf das 
im $ 2 zu II bezeichnete Vermögen und bleiben in denjenigen Fällen ausgeſchloſſen, 
in welchen in den betreffenden Staaten Gegenſeitigkeit nicht gewährt wird. 


II. Maßſtab der Beſteuerung. 


1. Steuerbares Vermögen. 
84. 
Der Beſteuerung unterliegt das geſamte bewegliche und unbewegliche Ver— 
mögen nach Abzug der Schulden (§ 8). 
I. Als ſteuerbares Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes gelten insbeſondere: 
1. Grundſtücke (Liegenſchaften und Gebäude) nebſt allem Zubehör, Berg— 
werkseigentum, Neßbrauchs⸗ und andere ſelbſtändige Rechte und Gerechtig— 
keiten, welche einen in Geld ſchätzbaren Wert haben; 


u. 2 1 


2. das dem Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft, einſchließlich der 
Viehzucht, des Wein-, Obſt⸗ und Gartenbaues, dem Betriebe des Berg⸗ 
baues oder eines Gewerbes dienende Anlage- und Betriebskapital (§ 6); 

3. das ſonſtige Kapitalvermögen ($ 7). 

II. Von der Beſteuerung ſind jedoch ausgeſchloſſen: 

1. die außerhalb Preußens belegenen Grundſtücke 

2. das dem Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft, des Bergbaues oder 
eines ſtehenden Gewerbes außerhalb Preußens dienende Anlage- und 
Betriebskapital. 

III. Als ſteuerbares Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes gelten nicht: 

Möbel, Hausrat und andere bewegliche körperliche Sachen, inſofern 
dieſelben nicht als Zubehör eines Grundſtücks ( Nr. 1) oder als 
Beſtandteil eines Anlage- und Betriebskapitals (INT. 2) anzuſehen find. 


§ 5. 

Behufs der Steuerveranlagung werden hinzugerechnet: 

1. die zu einer Fideikommißſtiftung (§ 3 des Erbſchaftsſteuergeſetzes in 
der Faſſung vom 24. Mai 1891, Geſetz-Samml. S. 78) gehörigen 
Vermögen oder Vermögensteile dem jeweiligen Fideikommißbeſitzer; 

2. das zu einer ungeteilten Nachlaßmaſſe gehörige Vermögen den Erben 
nach Verhältnis ihres Erbteils; 

3. die zum Anlage- und Betriebskapital einer nicht gemäß § 1 Nr. 4 
bis 6 des Einkommenſteuergeſetzes der Einkommenſteuer unterliegenden 
Erwerbsgeſellſchaft gehörigen Werte den einzelnen Teilhabern nach 
Maßgabe ihres Anteils; 

4. dem Ehemanne das Vermögen ſeiner Ehefrau, inſoweit ihm das Ein— 
kommen daraus gemäß $ 10 des Einkommenſteuergeſetzes bei der Ver— 
anlagung zur Einkommenſteuer hinzuzurechnen ift; 

5. dem Haushaltungsvorſtande dasjenige Vermögen der Haushaltungs— 
angehörigen, an welchem ihm die Nutznießung zuſteht. 


R 6. 

Das Anlage- und Betriebskapital (§ 4 1 Nr. 2) umfaßt die ſämtlichen 
dem betreffenden Betriebe gewidmeten Gegenſtände und Rechte, welche einen in 
Geld ſchätzbaren Wert haben. 

Bei Steuerpflichtige, welche außerhalb Preußens einen ſtehenden Betrieb 
durch Errichtung von Zweigniederlaſſungen, Fabrikations-, Ein- oder Verkaufs- 
ſtätten oder in ſonſtiger Weiſe unterhalten, bleibt derjenige Teil des Anlage- und 
Betriebskapitals, welcher auf den außerhalb Preußens unterhaltenen Betrieb ent— 
fällt, außer Anſatz. 


NR 


§ 7. 

Das ſonſtige Kapitalvermögen ( LI Nr. 3) umfaßt: 

a) verzinsliche und unverzinsliche, verbriefte und unverbriefte Kapital⸗ 
forderungen jeder Art einſchließlich des Wertes von Aktien oder Anteil— 
ſcheinen, Kommanditanteilen, Kuxen, Geſchäftsguthaben bei Genofjen- 
ſchaften, Geſchäftsanteilen und anderen Geſellſchaftseinlagen; 

b) bares Geld deutſcher Währung, fremde Geldſorten, Banknoten und 

Kaſſenſcheine, mit Ausſchluß der aus den laufenden Jahreseinkünften 

des Steuerpflichtigen (§ 6 des Einkommenſteuergeſetzes) vorhandenen 

Beſtände, ſowie Gold und Silber in Barren, 

inſoweit die Werte zu a und b nicht als Teile eines Anlage- und 
Betriebskapitals (§ 6) anzuſehen find; 

den Kapitalwert der Rechte auf Apanagen, Renten, Leibrenten, Alten— 

teilsbezüge und auf andere periodiſche geldwerte Hebungen, welche dem 

Steuerpflichtigen auf ſeine Lebenszeit oder auf die Lebenszeit eines 

anderen, auf unbeſtimmte Zeit oder auf die Dauer von mindeſtens 

zehn Jahren entweder vertragsmäßig als Gegenleiſtung für die Hin⸗ 
gabe von Vermögenswerten oder aus letztwilligen Verfügungen oder 

Familienſtiftungen oder vermöge hausgeſetzlicher Beſtimmungen zuſtehen. 

Die Beſtimmung zu » findet keine Anwendung auf Anſprüche 
an Witwen-, Waiſen- und Penſionskaſſen, auf Anſprüche aus einer 

Kranken- oder Unfall- oder der geſetzlichen Invaliditäts- und Alters— 

verſicherung, auf Penſionen, welche mit Rückſicht auf ein früheres 

Arbeits- oder Dienſtverhältnis gezahlt werden, ſowie auf Renten, 

welche in letztwilligen Verfügungen Perſonen zugewendet ſind, die zum 

Hausſtande des Erblaſſers gehört und in einem Dienſtverhältniſſe zu 

demſelben geſtanden haben. f 

§ 8. 

Von dem Aktivvermögen find in Abzug zu bringen: 

1. die dinglichen und perſönlichen Kapitalſchulden des Steuerpflichtigen 
mit Ausſchluß derjenigen Verbindlichkeiten, welche zur Beſtreitung der 
laufenden Haushaltungskoſten eingegangen ſind (Haushaltungsſchulden), 

2. der Kapitalwert der vom Steuerpflichtigen oder aus einer Fideikommiß⸗ 
ſtiftung zu entrichtenden Apanagen, Renten, Altenteile und ſonſtigen 
periodiſchen, geldwerten Leiſtungen, auf welche die Vorausſetzungen im 
§7 zu e Abi. zutreffen, ç 

inſoweit dieſe Verbindlichkeiten (Nr. 1 und 2) nicht zu Vermögensteilen wirt⸗ 

ſchaftlich in Beziehung ſtehen, welche bei der Veranlagung außer Betracht zu 

laͤſſen find ($ 4 ID. 

Erſtreckt ſich die Beſteuerung lediglich auf die im $2 IL zu a und b 

bezeichneten Vermögensteile, ſo ſind nur diejenigen Schulden uſw. abzugsfähig, 

welche zu dieſen Vermögeusteilen wirtſchaftlich in Beziehung ſtehen. 


C 


— 
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Eine wirtſchaftliche Beziehung zwiſchen Schuld und Grundbeſitz iſt ins⸗ 
beſondere anzunehmen, wenn die Schuld für den Erwerb oder zum Zwecke der 
Verbeſſerung oder Bebauung des Grundbeſitzes aufgenommen iſt. Die Ein: 
tragung im Grundbuch iſt nicht entſcheidend. 


2. Wertbeſtimmung. 


§ 9. 

Bei Berechnung und Schätzung des ſteuerbaren Vermögens wird der 
Beſtand und gemeine Wert der einzelnen Teile desſelben zur Zeit der Ver- 
anlagung (Vermögensanzeige) zu Grunde gelegt, ſoweit nicht im nachſtehenden 
etwas anderes beſtimmt iſt. 

$ 10. 

Bei Landwirtſchafts⸗ und Gewerbebetrieben, bei denen regelmäßige jährliche 
Abſchlüſſe ftattfinden, kann bei der Berechnung und Schätzung des ſteuerbaren 
Vermögens der Vermögensſtand am Schluſſe des letzten Wirtſ chafts⸗ oder Nechnungs- 
jahrs zu Grunde gelegt werden. 

§ 11. 

Bei der Einſchätzung von Grundſtücken, deren nachhaltiger Wert bedingt 
wird durch eine ordnungsmäßige land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Bewirtſchaftung, 
iſt der Wert nach den Verkaufswerten und den Pachtpreiſen zu bemeſſen, welche 
ſich für Grundſtücke gleicher Art nach dem Durchſchnitte der letzten zehn Jahre 
ermitteln laſſen. 

Bei der Veranſchlagung des Wertes von Grundſtücken, welche dem Betriebe 
der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft, der Viehzucht, dem Wein-, Obft- oder Gartenbau 
dienen, ſind auch das lebende und tote Wirtſchaftsinventar ſowie die ſonſt zum 
Anlage- und Betriebskapitale 15 6) gehörigen Werte — einſchließlich der den 
gewerblichen Nebenbetrieben dienenden Gegenſtände — mit der Maßgabe zu 
berückſichtigen, daß Mehr- oder Minderwerte des Inventars gegenüber einem 
wirtſchaftlich normalen Beſtand in Zu- oder Abrechnung zu bringen ſind. Aus 
den wirtſchaftlichen Vorjahren noch vorhandene, zum Verkaufe beſtimmte Vorräte 
kommen als ſelbſtändige Vermögensſtücke in Anrechnung. 

Der Wert derjenigen Grundſtücke, welche einem bergbaulichen, einem 
Handels- oder Gewerbebetriebe gewidmet ſind, iſt bei der Ermittelung des dem 
betreffenden Betriebe dienenden Anlage- und Betriebskapitals zu berückſichtigen. 


$ 12. 

Bares Geld deutſcher Währung, Reichskaſſenſcheine und Reichsbanknoten 
gelangen mit dem Nennwerte, Silber und Gold in Barren ſowie fremde Geld— 
ſorten mit dem Verkaufswert in Anſatz. 

Im übrigen ſind Wertpapiere, wenn dieſelben in Deutſchland einen Börſen⸗ 
kurs haben, nach dieſem, anderenfalls nach ihrem Verkaufswerte zu veranfchlagen. 

Gefeg -Samml. 1906. (Nr. 10729.) 55 
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Alle ſonſtigen Kapitalforderungen und Schulden find mit dem Nennwert 
in Anſatz zu bringen, inſofern nicht die Vorausſetzungen des $ 16 Abſ. 4 oder 
andere Umſtände vorliegen, welche die Annahme eines von dem Nennwert 
abweichenden Verkaufswerts begründen. - 
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Behufs Ermittelung des Kapitalwerts von Nießbrauchsrechten, Apanagen, 
Renten, Leibrenten, Altenteilsbezügen und anderen periodiſchen Nutzungen und 
Leiſtungen iſt, ſofern nicht der im § 5 Nr. 1 vorgeſehene Fall vorliegt, der Geld— 
wert der einjährigen Nutzung oder Leiſtung nach Maßgabe der folgenden Vor— 
ſchriften zu Grunde zu legen: 


iR 


Bei immerwährenden Nutzungen und Leiftungen wird das 25 fache des 
einjährigen Betrags, bei Nutzungen und Leiſtungen von unbeſtimmter 
Dauer, falls nicht die Vorſchriften unter II und III Anwendung 
finden, oder anderweite die längſte Dauer begrenzende Umſtände nach- 
gewieſen werden, das 12 ½ fache des einjährigen Betrags als Kapital- 
wert angenommen. 


II. Iſt das Recht auf die Lebenszeit des Berechtigten oder einer anderen 


III. 


IV. 


Perſon beſchränkt, ſo beſtimmt ſich der Kapitalwert nach dem zur Zeit 
der Veranlagung (Vermögensanzeige) erreichten Lebensalter der Perſon, 
bei deren Tode das Recht erliſcht, und wird bei einem Lebensalter 
derſelben 
von 15 Jahren oder weniger auf das... . 18 fache. 
über 15 Jahre bis z 2 Jahren auf das 17 
16 
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der einjährigen Nutzung oder Leiftung angenommen. 

Iſt die Dauer des Rechtes von der Lebenszeit mehrerer Perſonen der— 
geſtalt abhängig, daß beim Tode der zuerſt verſterbenden die Nutzung 
oder Leiſtung erliſcht, jo iſt für die nach der Beſtimmung zu II vor- 
zunehmende Wertermittelung das Lebensalter der älteſten Perſon maß— 
gebend. Wenn das Bezugsrecht bis zum Tode der letztverſterbenden 
Perſon fortdauert, erfolgt die Berechnung nach dem Lebensalter der 
jüngſten Perſon. 

Der Kapitalwert der auf beſtimmte Zeit eingeſchränkten Nutzungen oder 
Leiſtungen iſt für den Zeitpunkt der Veranlagung (Vermögensanzeige) 
unter Zugrundelegung eines vierprozentigen Zinsfußes nach der beige 
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fügten Hilfstabelle zu ermitteln. Iſt jedoch die Dauer des Rechtes 
noch außerdem durch die Lebenszeit einer oder mehrerer Perſonen 
bedingt, ſo darf der nach den Beſtimmungen zu II und III zu 
berechnende Kapitalwert nicht überſchritten werden. E 


V. Bei Nutzungen oder Leiftungen, welche ihrem Betrag oder ihrem Geld- 
werte nach nicht feſtſtehen, wird der Geldwert des im letzten Leiſtungs⸗ 
jahr entrichteten Betrags, und wenn eine volle Jahresleiſtung noch 
nicht ſtattgefunden hat, der Geldwert des mutmaßlich für das laufende 
Jahr zu entrichtenden Betrags zu Grunde gelegt. 


§ 14. 
Vom Kapitalwert unverzinslicher befriſteter Forderungen und Schulden 
werden für die Zeit bis zur Fälligkeit vier Prozent Jahreszinſen in Abzug gebracht. 


$ 15. 

Noch nicht fällige Anſprüche aus Lebens-, Kapital- und Rentenverſicherungen 
kommen mit zwei Dritteln der Summe der eingezahlten Prämien oder Kapital⸗ 
beiträge, falls aber der Betrag nachgewieſen wird, für welchen die Verſicherungs— 
anſtalt die Police zurückkaufen würde, mit dieſem Rückkaufswert in Anrechnung. 


$ 16. 

Außer im Falle des § 15 bleiben die von einer noch nicht eingetretenen 
aufſchiebenden Bedingung abhängigen Rechte und Laſten außer Betracht. 

Rechte und Laſten, deren Fortdauer von einer noch nicht eingetretenen 
auflöſenden Bedingung abhängt, werden wie unbedingte behandelt. 

Die in den Abſätzen 1 und 2 enthaltenen Beſtimmungen ſind gleichmäßig 
auch auf die von einem Ereigniſſe, welches nur hinſichtlich des Zeitpunkts ſeines 
Eintritts ungewiß iſt, abhängigen Rechte und Laſten anzuwenden. 

Unbeitreibliche Forderungen bleiben außer Anſatz. 


3. Beſteuerungsgrenze. 
$ 17. 
Zur Ergänzungsfteuer werden nicht herangezogen: 
J. diejenigen Perſonen, deren fteuerbares Vermögen den Gefamtwert von 
6000 Mark nicht überfteigt; 
2. diejenigen Perſonen, deren nach Maßgabe des Einkommenſteuergeſetzes 
zu berechnendes Jahreseinkommen den Betrag von 900 Mark nicht 
überſteigt, inſofern der Geſamtwert ihres ſteuerbaren Vermögens nicht 


mehr als 20 000 Mark beträgt KE 
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3. weibliche Perſonen, welche minderjährige Familienangehörige zu unter— 
halten haben, vaterloſe minderjährige Waiſen und Erwerbsunfähige, 
inſofern das ſteuerbare Vermögen der bezeichneten Perſonen den Betrag 
von 20 000 Mark und das nach Maßgabe des Einkommenſteuergeſetzes 
zu berechnende Jahreseinkommen derſelben den Betrag von 1200 Mark 
nicht überſteigt. S 


III. Steuerſätze. 
1. Steuertarif. 


§ 18. 
Die Ergänzungsſteuer beträgt bei einem ſteuerbaren Vermögen von 
mehr als bis einſchließlich jährlich“) 
Mark Mark Mark 
6000 8 000 3 
8000 10 000 4 
10 000 12000 5 
12000 14000 6 
14.000 16 000 C 
16 000 18 000 8 
18 000 20 000 9 
20 000 22000 10 
22000 24.000 11 
24000 28 000 12 
28 000 32000 14 
32000 36 000 16 
36000 40 000 18 
40 000 44000 20 
44000 48 000 22 
48 000 52000 24 
52000 56000 26 
56000 60 000 28 
60 000 70 000 30 


und ſteigt bei höherem Vermögen bis einſchließlich 200 000 Mark für jede 
angefangenen 10000 Mark um je 5 Mark. 


) Auf Grund der Vorſchrift des $ 49 Abſ. 3 des Geſetzes ſind die Steuerſätze durch 

LI der Allerhöchſten Verordnung vom 25. Juni 1895 (Geſetz-Samml. S. 265) erhöht. 
Dieſer lautet: 

Die im § 18 des Ergänzungsſteuergeſetzes beſtimmten Steuerſätze werden um 

5,2 Pfennige für jede Mark mit der Maßgabe erhöht, daß bei der Feſtſtellung 

der hiernach zu berechnenden Jahresſteuerſätze jeder überſchießende nicht durch 20 

teilbare Pfennigbetrag auf den nächſten in dieſer Weiſe teilbaren Betrag abzurunden iſt. 
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Bei Vermögen von mehr als 200 000 Mark bis einſchließlich 220 000 Mark 
beträgt die Steuer 100 Mark und ſteigt bei höherem Vermögen für jede angefangenen 
20 000 Mark um je 10 Mark. 


2. Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe. 
$ 19. 

Perſonen, deren Vermögen 32000 Mark nicht überſteigt, werden, wenn 
ſie nicht zur Einkommenſteuer veranlagt ſind, mit höchſtens drei Mark jährlich, 
wenn ſie zu den erſten vier Stufen derſelben veranlagt ſind, höchſtens mit einem 
um zwei Mark unter der von ihnen zu zahlenden Einkommenſteuer verbleibenden 
Betrage zur Ergänzungsſteuer herangezogen. 

Steuerpflichtigen, welchen auf Grund des K 20 des Einkommenſteuergeſetzes 
eine Ermäßigung der Einkommenſteuer gewährt wird, kann bei der Veranlagung 
auch eine Ermäßigung der Ergänzungsſteuer um höchſtens zwei Stufen gewährt 
werden, ſofern das ſteuerpflichtige Vermögen nicht mehr als 52 000 Mark beträgt. 


IV. Veranlagung. 


1. Ort und Vorbereitung der Veranlagung. 


§ 20. 

Die Veranlagung erfolgt an demjenigen Orte, an welchem der Steuer— 
pflichtige gemäß $ 21 des Einkommenſteuergeſetzes zur Einkommenſteuer zu ver— 
anlagen iſt oder im Falle ſeiner Einkommenſteuerpflicht zu veranlagen ſein würde. 

Die bezüglich des Veranlagungsorts weiter erforderlichen Anordnungen 
erläßt der Finanzminiſter. 

§ 21. 

Die Perſonenſtandsaufnahme ($ 22 des Einkommenſteuergeſetzes) bildet 
zugleich die Grundlage für die Veranlagung der Ergänzungsſteuer. 

Jeder Gemeinde-(Guts-)Vorſtand hat die im $ 24 des Einkommenſteuer— 
geſetzes vorgeſchriebenen Ermittelungen auch auf alle diejenigen Merkmale zu 
erſtrecken, welche ein Urteil über den Umfang und Wert des ſteuerpflichtigen 
Vermögens begründen können, und das Ergebnis in eine nach näherer Beſtimmung 
des Finanzminiſters einzurichtende Nachweiſung einzutragen. 


2. Veranlagungsverfahren. 
8 22. 

Die Veranlagung der Steuerpflichtigen erfolgt gleichzeitig mit der Ver— 
anlagung der Einkommenſteuer durch die gemäß §§ 34, 35, 55 des Einkommen— 
ſteuergeſetzes gebildeten Veranlagungskommiſſionen. 2 

Eine Voreinſchätzung durch die Voreinſchätzungskommiſſion findet nicht ſtatt. 


$ 23. 
Für jeden Veranlagungsbezirk wird ein Schätzungsausſchuß gebildet, zu 
welchem gehören: 
1. der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion oder der von demſelben 
zu bezeichnende Stellvertreter, E 
2. mindeſtens vier Mitglieder, von welchen zwei ftändige durch die 
Regierung ernannt, die übrigen aus der Zahl der gewählten Mitglieder 
(ſtellvertretenden Mitglieder) der Veranlagungskommiſſion durch dieſelbe 
abgeordnet werden. Die Zahl der Mitglieder beſtimmt der Finanzminiſter. 
Für die ernannten und für die gewählten Mitglieder wird in gleicher 
Weiſe die erforderliche Zahl von Stellvertretern ernannt und abgeordnet. 
Das Ausſcheiden aus der Veranlagungskommiſſion hat für die durch die 
Kommiſſion abgeordneten Mitglieder und Stellvertreter auch das Ausſcheiden aus 
dem Schätzungsausſchuſſe zur Folge. 


§ 24. 

Der Schätzungsausſchuß hat die behufs Veranlagung der Steuerpflichtigen 
erforderlichen Wertsermittelungen vorzunehmen und den Wert der ſteuerbaren 
Vermögen, insbeſondere die Werte der im Veranlagungsbezirke belegenen Grund- 
ſtücke, ſowie die Werte der gewerblichen Anlage- und Betriebskapitalien zu begutachten. 

Der Ausſchuß erhält zu dieſem Zwecke Kenntnis von allen durch den Vor- 
ſitzenden der Veranlagungskommiſſion geſammelten Nachrichten ($ 25), den behufs 
Veranlagung zur Einkommenſteuer eingereichten Steuererklärungen, den auf 
letztere bezüglichen Schriftſtücken ſowie dem Ergebniſſe der Einkommenſteuer— 
veranlagung, und iſt befugt, Auskunftsperſonen zu vernehmen oder mit beratender 
Stimme bei ſeinen Verhandlungen zuzuziehen. 

Die Geſchäftsordnung des Schätzungsausſchuſſes wird durch den Finanz— 
miniſter feſtgeſtellt. 

§ 25. 


Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion, welcher zugleich die 
Intereſſen des Staates vertritt, hat das Veranlagungsgeſchäft zu leiten und iſt 
dafür verantwortlich, daß die geſamte Veranlagung in ſeinem Bezirke nach den 
beſtehenden Vorſchriften zur Ausführung gelangt. 

Zum Zwecke der richtigen Veranlagung der Steuerpflichtigen hat der Vor⸗ 
ſitzende, ſoweit dies nicht bereits zum Zwecke der Einkommenſteuerveranlagung 
G 36 Abſ. 3 des Einkommenſteuergeſetzes) geſchehen iſt, möglichſt vollſtändige 
Nachrichten einzuziehen, auch die für die Wertbeſtimmung der ſteuerbaren 
Vermögensteile erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen. 

Hierbei kann er ſich nach feinem Ermeſſen der Mitwirkung der Gemeinde- 
(Guts⸗)Vorſtände bedienen, welche feinen Aufforderungen Folge zu leiſten ſchuldig 
ſind. Er iſt befugt, die Voreinſchätzungskommiſſionen (§ 32 des Einkommen⸗ 
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ſteuergeſetze) zu einer beſonderen Außerung über die Vermögensverhältniſſe 
einzelner Steuerpflichtiger zu veranlaſſen. 

Der Vorſitzende kann den Steuerpflichtigen auf Antrag oder von Amts 
wegen Gelegenheit zur perſönlichen Verhandlung über die für die Veranlagung 
erheblichen Tatſachen und Verhältniſſe gewähren. 

Sämtliche Staats- und Kommunalbehörden und Beamte, mit Ausnahme 
der Notare, haben die Einſicht aller die Vermögensverhältniſſe der Steuer- 
pflichtigen betreffenden Bücher, Akten, Urkunden uſw. zu geſtatten und auf 
Erſuchen Abſchriften aus denſelben zu erteilen, ſofern nicht beſondere geſetzliche 
Beſtimmungen oder dienſtliche Rückſichten entgegenſtehen. Die Einſicht der 
Bücher, Akten uſw. der Sparkaſſen iſt nicht geſtattet. 


26. 

Die Steuerpflichtigen find berechtigt, behufs der Veranlagung dem Vor— 
figenden der Veranlagungskommiſſion ihr ſteuerbares Vermögen anzugeben oder 
diejenigen tatſächlichen Mitteilungen zu machen, deren die Veranlagungskommiſſion 
zur Schätzung des Vermögens bedarf (Vermögensanzeige). 

Zu Vermögensanzeigen für Perſonen, welche unter väterlicher Gewalt, 
Pflegſchaft oder Vormundſchaft ſtehen, ſind deren geſetzliche Vertreter befugt. 

Für Perſonen, welche abweſend oder ſonſt verhindert ſind, die Vermögens⸗ 
anzeigen ſelbſt anzugeben, können ſolche durch Bevollmächtigte erfolgen. 

Die Vermögensanzeigen ſind unter der Verſicherung zu erſtatten, daß die 
Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind. 

Die Friſten und Formen, welche bei den Vermögensanzeigen zu beobachten 
ſind, werden von dem Finanzminiſter beſtimmt. Die erforderlichen Formulare 
werden koſtenlos verabfolgt. 

27. 

Die dem Vorſitzenden zur Bearbeitung der Einkommenſteuerſachen zuge- 
ordneten Hilfsbeamten (§ 38 des Einkommenſteuergeſetzes; können nach den 
hierüber vom Finanzminiſter zu erlaſſenden allgemeinen Anweiſungen auch bei 
der Bearbeitung der auf die Ergänzungsſteuer bezüglichen Angelegenheiten be- 
teiligt werden. 


§ 28. 

Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion hat nach Einholung des 
Gutachtens des Schätzungsausſchuſſes das nach feinem Ermeſſen für jeden 
Steuerpflichtige zutreffende Vermögen, getrennt nach den verſchiedenen Beſtand— 
teilen ($ 4), in die Nachweiſung oder Steuerlifte einzutragen, den nach Vorſchrift 
dieſes Geſetzes zu entrichtenden Steuerſatz vorzuſchlagen und die Verhandlungen 
der Veranlagungskommiſſion zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 


§ 29. 
Die Veranlagungskommiſſion unterwirft die Gutachten des Schätzungs⸗ 
ausſchuſſes, die eingegangenen Vermögensanzeigen und die Nachweiſungen einer 
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genauen Prüfung. Hierbei hat fie das Recht, von den nach § 24 dem 
Schätzungsausſchuſſe und nach § 25 Abſ. 3 bis 5 dem Vorſitzenden zuſtehenden 
Hilfsmitteln auch ihrerſeits Gebrauch zu machen und ſonſtige zur Feſtſtellung 
erheblicher Tatſachen erforderliche Ermittelungen vorzunehmen. 


§ 30. 

Werden die Angaben einer Vermögensanzeige über Größe und Wert ſteuer— 
baren Vermögens durch die Veranlagungskommiſſion oder deren Vorſitzenden 
beanſtandet, ſo iſt dem Steuerpflichtigen mitzuteilen, auf welche Vermögensteile 
oder Werte die Beanſtandung ſich bezieht. Soweit es ſich um tatſächliche An— 
gaben handelt, ſind zugleich die Gründe der Beanſtandung mitzuteilen. 

Mit der Mitteilung iſt die Aufforderung zu verbinden, ſich binnen einer 
beſtimmten Friſt über die beanſtandeten Angaben zu erklären. 

Erſt wenn der Steuerpflichtige dies unterläßt, oder wenn die Bedenken gegen 
die Richtigkeit der Vermögensanzeige nicht gehoben werden, iſt die Kommiſſion 
bei Schätzung des Vermögens auch an die tatſächlichen Angaben des Steuer— 
pflichtigen nicht gebunden. 

$ 31. 

Die Kommiſſion ſetzt den nach ihrem Ermeſſen zutreffenden Steuerſatz auf 

Grund der ſtattgehabten Ermittelungen feſt. 


§ 32. 

Das Ergebnis der Veranlagung hat der Vorſitzende der Veranlagungs— 
kommiſſion dem Steuerpflichtigen mittels einer zugleich eine Belehrung über das 
zuläſſige Rechtsmittel enthaltenden Zuſchrift bekannt zu machen, welche, ſofern 
auch die Veranlagung zur Einkommenſteuer ſtattgefunden hat, mit der Benach— 
richtigung über dieſelbe ($ 42 des Einkommenſteuergeſetzes) verbunden werden kann. 


3. Rechtsmittel. 
§ 33. 

J. Gegen das Ergebnis der Veranlagung ſtehen ſowohl dem Steuer— 
pflichtigen als auch dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion als Rechts— 
mittel zu: 

1. wenn der Steuerpflichtige zur Einkommenſteuer nicht oder nach einem 
Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark veranlagt iſt, der Ein— 
ſpruch an die Veranlagungskommiſſion und gegen die auf dieſen Ein- 
ſpruch ergehende Entſcheidung der Veranlagungskommiſſion die Berufung 
an die Berufungskommiſſion; 

2. wenn der Steuerpflichtige zur Einkommenſteuer nach einem Einkommen 
von mehr als 3000 Mark veranlagt iſt, die Berufung an die Be— 
rufungskommiſſion. f 


Eaz: 


II. Iſt durch die Entſcheidung der Berufungskommiſſion in dem Falle I 
Nr. 1 ein ſteuerbares Vermögen von mehr als 100000 Mark feſtgeſetzt, fo ſteht 
dagegen dem Steuerpflichtigen das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Ober⸗ 
verwaltungsgericht zu. 


III. Gegen die Entſcheidung der Berufungskommiſſion in dem Falle von 1 
Nr. 2 ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen als auch dem Vorſitzenden der Be⸗ 
rufungskommiſſion das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht zu. f 

IV. Die Rechtsmittel können mit den etwaigen Rechtsmitteln gegen die 
Einkommenſteuerveranlagung in demſelben Schriftſatze verbunden werden. Sind 
Rechtsmittel ſowohl gegen die Einkommenſteuer- wie auch gegen die Ergänzungs⸗ 
ſteuerveranlagung eingelegt, fo können die Erörterung und Entſcheidung der 
Rechtsmittel in einem Verfahren herbeigeführt werden. 

Die Vorſchriften des § 44 des Einkommenſteuergeſetzes finden auf das Rechts— 
mittelverfahren ſinngemäß Anwendung. 


§ 34. 

Über die Einſprüche entfcheidet die Veranlagungskommiſſion. 

§ 45 Abſ. 2 bis 4 des Einkommenſteuergeſetzes finden entſprechende An- 
wendung. 

Behufs Prüfung des Einſpruchs können die Veranlagungskommiſſion und 
deren Vorſitzender eine genaue Feſtſtellung der Vermögensverhältniſſe des Steuer⸗ 
pflichtigen unter Anwendung der im § 25 Abſ. 3 bis 5, § 29 genannten Hilfs⸗ 
mittel veranlaſſen. 

Sie ſind ferner befugt, die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen 
zu veranlaſſen. 

Die zu vernehmenden Perſonen dürfen die Auskunftserteilung nur unter 
den Vorausſetzungen ablehnen, welche nach der Zivilprozeßordnung zur Ablehnung 
eines Zeugniſſes beziehungsweiſe Gutachtens berechtigen. 


$ 35. 
Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion hat die ihm im § 47 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes zugewieſenen Obliegenheiten und Befugniſſe auch mit Bezug 
auf die Ergänzungsſteuer wahrzunehmen. 


$ 36. 


Die Berufungskommiſſion entſcheidet über alle gegen das Verfahren und 
die Entſcheidungen der Veranlagungskommiſſionen und der Schätzungsausſchüſſe 
angebrachten Beſchwerden und Berufungen, inſoweit nicht im § 33 Nr. 1 etwas 
anderes beſtimmt iſt. 
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Die Vorſchriften des § 34 Abſ. 2 bis A dieſes Geſetzes und des § 48 
Abſ. 2 und 4 des Einkommenſteuergeſetzes finden entſprechende Anwendung. 

Die Berufungskommiſſion hat die Vermögensnachweiſungen ſorgfältig zu 
prüfen; die von ihr gezogenen Erinnerungen ſind bei der nächſten Veranlagung 
($ 38) zu beachten. 


$ 37. ; 
Auf die Beſchwerden und auf das Verfahren zum Zwecke der Entſcheidung 
derſelben finden die 55 49 bis 54 des Einkommenſteuergeſetzes Anwendung. 


V. Veranlagungsperiode und Veränderung der veranlagten Steuer 
innerhalb derſelben. 


838. 


Die Veranlagung der Ergänzungsſteuer erfolgt für eine Periode von drei 
Steuerjahren. 


§ 39. 

Tritt im Laufe eines Steuerjahrs eine Vermehrung des ſteuerbaren Ver— 
mögens infolge Erb- oder Fideikommißanfalls, Vermächtniſſes, Abteilungs- oder 
Überlaſſungsvertrags zwiſchen Eltern und Kindern, Schenkung oder Verheiratung 
ein, ſo iſt der Erwerber entſprechend der Vermehrung ſeines Vermögens ander— 
weit zur Ergänzungsſteuer zu veranlagen und zur Entrichtung derſelben von dem 
Beginne des auf den Vermögenszuwachs folgenden Monats ab verpflichtet. 


§ 40. 

Wird nachgewieſen, daß im Laufe eines Steuerjahrs infolge Wegfalls 
eines Vermögensteils der Geſamtwert des ſteuerbaren Vermögens eines Pflichtigen 
um mehr als den vierten Teil vermindert worden iſt, oder daß der wegfallende 
Teil des Vermögens anderweit zur Ergänzungsſteuer herangezogen wird, ſo kann 
vom Beginne des auf den Eintritt der Vermögensverminderung folgenden Mo— 
nats ab die Ermäßigung der Ergänzungsſteuer auf den dem verbliebenen Ver— 
mögen entſprechenden Steuerſatz beanſprucht werden. 


§ 41. 

Außer in den Fällen der §§ 39, 40 begründet die im Laufe der Ver- 
anlagungsperiode eintretende Vermehrung oder Verminderung des Vermögens in 
ſeinem Beſtand oder Werte keine Veränderung in der ſchon erfolgten Veranlagung; 
vielmehr tritt eine Veränderung in den Steuerrollen innerhalb der Veranlagungs⸗ 
periode nur ein entweder infolge von Zugängen, indem Perſonen durch Zuzug 
aus anderen Bundesſtaaten oder aus anderen Gründen ſteuerpflichtig werden, 
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oder infolge von Abgängen, indem bei Steuerpflichtigen die Vorausſetzungen, 
an welche die Steuerpflicht geknüpft iſt, erlöſchen. 

Die Zu- und Abgangsſtellung erfolgt von dem Beginne des auf den 
Eintritt oder das Erlöſchen der Steuerpflicht folgenden Monats ab. 


§ 42. 

Wegen des Verfahrens bei den Steuerermäßigungen ($ 40) und bei den 
Abgangsſtellungen finden die Vorſchriften des § 65 des Einkommenſteuergeſetzes 
ſinngemäße Anwendung. 

In den Fällen der 55 39, 41 beſtimmt an Stelle der Veranlagungs⸗ 
fommiffion der Vorſitzende derſelben den zu entrichtenden Steuerſatz ſowie den 
Zeitpunkt der Zugangsſtellung. Im übrigen finden wegen des Verfahrens bei 
der Veranlagung in Zugangsfällen ſowie wegen der Rechtsmittel die Vorſchriften 
§§ 20 bis 37 Anwendung. J 

Den Gemeinde-(Guts-)Vorftänden liegt nach den vom Finanzminiſter hier⸗ 
über zu treffenden Anordnungen die Führung der Zu⸗ und Abgangsliſten ob. 


VI. Steuererhebung. 


$ 43. 

Die Ergänzungsſteuer wird gleichzeitig mit der Einkommenſteuer erhoben. 

Die Vorſchriften der $$ 67, 68 Abſ. 1 und 69 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes finden auf die Ergänzungsſteuer gleichmäßig Anwendung. 

Außer dem Veranlagten haften diejenigen Perſonen, deren Vermögen dem- 
felben bei der Veranlagung gemäß $ 5 zugerechnet iſt, für den auf dasſelbe nach 
dem Verhältniſſe zum veranlagten Geſamtvermögen entfallenden Teil der ver⸗ 
anlagten Ergänzungsſteuer ſolidariſch. 


VII. Strafbeſtimmung. 


$ 44. 

Wer in der Abſicht der Steuerhinterziehung an zuftändiger Stelle über 
das ihm zuzurechnende ſteuerbare Vermögen oder über das Vermögen der von 
ihm zu vertretenden Steuerpflichtigen unrichtige oder unvollſtändige tatſächliche 
Angaben macht, wird mit dem zehn bis fünfundzwanzigfachen Betrage der 
Jahresſteuer, um welche der Staat verkürzt worden iſt oder verkürzt werden ſollte, 
mindeſtens aber mit einer Geldſtrafe von hundert Mark beſtraft. 

Iſt eine unrichtige Angabe, welche geeignet iſt, eine Verkürzung der Steuer 
herbeizuführen, zwar wiſſentlich, aber nicht in der Abſicht der Steuerhinterziehung 
erfolgt, fo tritt Geldſtrafe von zwanzig bis hundert Mark ein. 
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Straffrei bleibt, wer ſeine unrichtige oder unvollſtändige Angabe, bevor 
Anzeige erfolgt oder eine Unterſuchung eingeleitet iſt, an zuſtändiger Stelle 
berichtigt oder ergänzt und die vorenthaltene Steuer in der ihm geſetzten Friſt 
entrichtet. 

§ 45. 


Die Einziehung der hinterzogenen Steuer erfolgt neben und unabhängig 
von der Strafe. 

Die Vorſchriften § 73 Abſ. 2 und 3 des Einkommenſteuergeſetzes finden 
ſinngemäße Anwendung. 


VIII. Schlußbeſtimmungen. 


§ 46. 


Die Gemeinden (Gutsbezirke) tragen die Koſten für die bei der Veranlagung 
der Ergänzungsſteuer ihnen übertragenen Geſchäfte. 

Im übrigen fallen die Koſten der Veranlagung und Erhebung der Staats- 
kaſſe zur Laſt. Jedoch ſind diejenigen Koſten, welche durch die gelegentlich der 
eingelegten Rechtsmittel erfolgenden Ermittelungen veranlaßt werden, von dem 
Steuerpflichtigen zu erſtatten, wenn ſich ſeine Angaben in weſentlichen Punkten 
als unrichtig erweiſen. 

Die Feſtſetzung der zu erſtattenden Koſten erfolgt durch die Regierung, 
gegen deren Entſcheidung dem Steuerpflichtigen binnen einer Ausſchlußfriſt von 
vier Wochen die bei der Regierung einzulegende Beſchwerde an den Finanz⸗ 
miniſter offen ſteht. 

Die Mitglieder der Kommiſſionen und Schätzungsausſchüſſe erhalten aus 
der Staatskaſſe Reiſekoſten und Tagegelder, deren Sätze im Wege der Königlichen 
Verordnung gemäß § 12 des Geſetzes, betreffend die Tagegelder und die Reiſe⸗ 
koſten der Staatsbeamten, vom 24. März 1873 (Geſetz-Samml. S. 122) — 
255 I der Verordnung vom 15. April 1876 GGeſetz-Samml. S. 107) beſtimmt 
werden. 

Die Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige (55 24, 29) werden nach 
den in Zivilprozeſſen zur Anwendung kommenden Vorſchriften berechnet. 


§ 47. 


Die folgenden Beſtimmungen des Einkommenſteuergeſetzes: 
KR 56 bis 59 (Gefchäftsordnung der Kommiſſionen und Zuſtellungen), 
§ 60 (Oberaufſicht des e 
§ 66 Abſ. 1 und 2 (Ab- und Anmeldung), 
§ 74 Abſ. 2 und $ 75 (Beſtrafung der Zuwiderhandlungen gegen die 
Melde- und die Geheimhaltungspflicht), 
R 76 Strafumwandlung und Strafverfahren), 


SR 


$ 83 Guſtändigkeit der Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern in Berlin), | 

$ 84 (Verlängerung der Ausſchlußfriſten), 

§ 85 achbeſteuerung), 

$ 87 Verjährung), 
finden finngemäße Anwendung, 

die 55 57, 75, 85 mit der Maßgabe, daß der Steuererklärung die Ver— 

mögensanzeige, dem Einkommen das ſteuerbare Vermögen im Sinne dieſes 
Geſetzes gleichſteht, daß ferner die Vorſchriften § 57 Abſ. 1 und § 75 auch auf 
die Mitglieder des Schätzungsausſchuſſes ($ 23) Anwendung finden. 


§ 48. 1 


Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand kann beantragen, wer durch 
Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden iſt, die in 
dem gegenwärtigen Geſetz oder in dem Einkommenſteuergeſetze zur Einlegung von 
Rechtsmitteln vorgeſchriebenen Ausſchlußfriſten einzuhalten. Als unabwendbarer 
Zufall iſt es anzuſehen, wenn der Antragſteller von einer Zuſtellung ohne ſein 
Verſchulden keine Kenntnis erlangt hat. 

Über den Antrag entſcheidet die Kommiſſion oder Behörde, welcher die 
Entſcheidung über das verſäumte Rechtsmittel zuſteht. 

Das verſäumte Rechtsmittel iſt unter Anführung der Tatſachen, durch 
welche der Antrag auf Wiedereinſetzung begründet werden ſoll, ſowie der Beweis⸗ 
mittel innerhalb zwei Wochen nach dem Ablaufe des Tages, mit welchem das 
Hindernis gehoben iſt, nachzuholen. 

Nach Ablauf eines Jahres, von dem Ende der verſäumten Friſt an 
gerechnet, findet die Nachholung und der Antrag auf, Wiedereinſetzung nicht mehr ſtatt. 

Die durch Erörterung des Antrags auf Wiedereinſetzung entſtehenden baren 
Auslagen trägt in allen Fällen der Antragſteller. 


§ 49. 


Überſteigt das Veranlagungsſoll des Jahres 1895/96 den Betrag von 
35 000 000 Mark um mehr als 5 Prozent, fo findet in dem Verhältniſſe des 
Mehrbetrags zu der genannten Summe eine Herabſetzung der ſämtlichen im 
§ 18 beſtimmten Steuerſätze ſtatt. 

Dieſe Herabſetzung wird in angemeſſener Abrundung durch Königliche Ver⸗ 
ordnung feſtgeſtellt. Die in der letzteren beſtimmten Sätze ſind für das Steuer⸗ 
jahr 1895/96 und die folgenden Jahre maßgebend. 

In gleicher Weiſe findet, wenn das Veranlagungsſoll des Jahres 1895/6 
hinter dem Betrage von 35 000 000 Mark um mehr als 5 Prozent zurückbleibt, 
eine entſprechende Erhöhung der im § 18 dieſes Geſetzes beſtimmten Steuerſätze 
ftatt, inſoweit der Ausfall nicht durch einen Mehrertrag der Einkommenſteuer 
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für das Jahr 1895/96 über die Summe von 135000 000 Mark gedeckt. wird. 
Dieſe Erhöhung wird durch Königliche Verordnung für die Folgezeit wieder außer 
Kraft geſetzt, wenn das Veranlagungsſoll der Ergänzungsſteuer den Betrag von 
35 000 000 Mark zuzüglich einer Steigerung von 4 Prozent für jedes auf 
1895/6 folgende Steuerjahr erreicht. 


$ 50. 
Abgeſehen von der Beſtimmung im § 49 ift eine Veränderung der Er⸗ 
gänzungsſteuerſätze nur bei gleichzeitiger und verhältnismäßiger Abänderung der 
Einkommenſteuerſätze zuläſſig. 


§ 51. 


Bei der Verteilung und Aufbringung öffentlicher Laſten nach dem Maßſtabe 
direkter Staatsſteuern kommt die Ergänzungsſteuer nicht in Anſatz. 


$ 52. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


ia É T B 


Tabelle 


über 


den gegenwärtigen Kapitalwert einer Rente oder Nutzung im Werte 
von 1 Mark auf eine beſtimmte Anzahl von Jahren behufs Berechnung 


der davon zu entrichtenden Ergänzungsſteuer. 


(Zu B 13 Iv des Geſetzes.) 


Anzahl 
der Kapitalwert 
e Mark. Pf. 
1 1 0,0 
2 1 96, 
3 2 88,6 
4 3 77,5 
5 4 63,0 
6 5 45,1 
7 6 24,2 
8 7 00,2 
9 7 73,3 
10 8 43,5 
11 9 11,1 
12 9 76,0 
13 10 38,5 
14 10 98,6 
15 11 56,3 
16 12 11,8 
17 12 65,2 
18 13 16,6 
19 13 65,9 
20 14 13,4 
21 14 59,0 
22 15 02,9 
23 15 45,1 
24 15 85,7 
25 16 24,7 
26 16 62,2 
27 16 98,3 
28 17 33,0 


Kapitalwert 


Mark. | 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


und mehr. 


Kapitalwert 


Br. 
22,0 


19,4 
33,0 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz- Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 
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